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ED I TOR I A L

Liebe Leserin, lieber Leser

Gehörst du auch zu denen, die das Editorial einer Zeitschrift 
immer zuerst lesen? Dann weisst du zweifellos auch, dass es 
von allen Beiträgen als letztes geschrieben worden ist. Oder 
gehörst du zu den anderen, welche es sich eben aufgrund 
des Wissens, dass das vermeintliche Vorwort genaugenom-
men ein Nachwort ist – wenn überhaupt – am Schluss der 
Lektüre vornehmen? Gehörst du zu denen, die sich bereits 
eine Meinung gemacht haben, oder zu jenen, die sich erst 
eine machen wollen? Bist du schon politisch, oder meinst du 
noch? Gehörst du dazu oder hörst du lieber erstmal zu? 
Die Beiträge im vorliegenden Heft sind innerhalb des letzten 
halben Jahres entstanden, in dem die Welt den Aufstieg eines 
Donald Trump und seiner europäischen Klone, eine nicht 
 dagewesene Flüchtlingsbewegung, den Austritt der Briten 
aus der EU und den Auftritt Islands an der EM erlebt hat. Der 
türkische Premier hat die Diskussion um die Befugnisse der 
Satire neu belebt, die Patrouille Suisse ist abgestürzt, die 
Maturaquote soll erhöht werden und gleichzeitig die Anfor-
derungen an die Maturanden. 62 Super reiche besitzen die 
Hälfte des gesamten Vermögens der Welt und der Kanton 
St. Gallen hat 154,5 Millionen Franken Gewinn gemacht. Für 
die Bildung wird es weiterhin nicht mehr Geld geben. Die 
Schweiz wird aller Voraussicht nach nächstes Jahr aufgrund 
der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative ganz aus 
dem EU-Forschungsprogramm Horizon 2020 (dem grössten 
Förderungsprogramm der Welt) ausscheiden. Der Bund hat 
Waffenexporte nach Saudiarabien bewilligt. Immer mehr 
Menschen arbeiten Teilzeit und die Sozialwerke sind am An-
schlag. Ein verweigerter Handschlag wird zur Staatsaffäre. 
Die St. Galler Schulen sollen ein neues Beurteilungskonzept 
erhalten, die Verbände verweigern eine Stellungnahme und 
Solar Impulse fliegt ihre letzten Etappen. Man kann nicht 
länger nicht politisch sein.
Man dreht es und man wendet es, man gehört zu diesen 
oder zu jenen, oder manchmal zu eben grad jenen nicht, 
manchmal bloss bedingt und situativ eben doch ein wenig. 
Diese Ausgabe unseres Mitteilungsblattes befasst sich mit 
verschiedenen Perspektiven auf Integration, Inklusion und 
Separation. Sei es im Interview über das IFJ Bühl auf Seite 14, 
welches sich mittels eines separativen Settings innerhalb der 
Separation um Integration bemüht, oder im Gastbeitrag von 
Simone Meyer auf Seite 19, welcher aus (fremder) sozialpäda-
gogischer Perspektive eine (bekannte) heilpädagogische 
Problematik betrachtet. Innenschau wird Aussenschau im 
Bericht des Präsidenten auf Seite 2, worin der Fokus der Ver-
bandspolitik zur Sozial- und Asylpolitik des Kantons gewei-
tet wird. In einer Art Nabelschau (die KSH stellt sich vor) auf 
Seite 27 und im Versuch eines Nachrufs auf unseren viel zu 
früh verstorbenen Alt-Präsidenten René Steiner auf Seite 29 
werden die gesellschaftspolitischen Dimensionen unseres 
Berufsverbandes umrissen. Eine Begriffsklärung zum Thema 
Integration / Inklusion aus heilpädagogischer Sicht auf Seite 
23 rundet das Thema vorläufig ab. Ergänzend findest du alle 
relevanten Informationen zur bevorstehenden HV ab Seite 9. 
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Zum Titelbild
Jeder Diskurs über Integration und 
Inklusion ist von der Dialektik der 
Zäune durchdrungen. Je nachdem, 
auf welcher Seite man sich befin-
det, wird man ein- oder aber aus-
geschlossen. Aus dem Blick über 
den Zaun ergeben sich daher – je 
nach Perspektive – Aus- oder Ein-
sichten.

Und was die Politik betrifft, die du selber in die Hand nehmen 
kannst, findest du Hinweise auf Veranstaltungen zum Thema 
HARMOS auf den Seiten 30 und 31.
Je nachdem, ob du dich einer Gruppe oder auch einem 
Thema als zugehörig oder fremd verstehst, ob du also integ-
riert bist oder dich als «aussen vor» siehst, erhältst du beim 
Blick über den Gartenzaun entweder Aus- oder Einsichten. 

Wir hoffen, dir mit dieser Ausgabe wiederum einige fremde, 
aber auch vertraute Perspektiven zur Betrachtung anbieten 
zu können, sodass du angemessen verunsichert und ausrei-
chend versichert weiterhin die anstehenden Herausforde-
rungen unseres vielfältigen Berufes angehen kannst und 
wünschen dir einen guten Start ins neue Schuljahr.

 Stephan Herzer
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I. Einleitende Bemerkungen
Der neue Berufsauftrag der Volks-
schule hat für alle Lehrpersonen eini - 
ge Neuerungen und Veränderungen 
mit sich gebracht. Die gesetzlichen 
Grundlagen sind das eine, die Erlasse 
und Weisungen der zustän digen Be-
hörden wie auch der Spielraum der 
Trägerschaften vor Ort das andere. 
Für den Vorstand der KSH standen 
und stehen die Lehrpersonen in der 

ISF im Focus. Schon vor dem gesetzlichen Beschluss durch 
den Kantonsrat haben wir alle erdenklichen Mittel zur Infor-
mation und Darlegung unserer Anliegen ergriffen. Dies wird 
auf unserer Homepage (www.ksh-sgai.ch) ausführlich doku-
mentiert. Im Mitteilungsblatt vom Januar 2016 hat der Vor-
stand unter der Federführung von Simone Zoller-Kobelt 
und Stephan Herzer eine zweite «Mitgliederumfrage des 
KSH zu den Arbeitsverhältnissen im neuen Berufsauftrag» 
lanciert. Mit Fragen, Zusammenfassungen und Thesen wird 
die Problematik in einer Gesamtschau dokumentiert. Der 
Vorstand der KSH ist sich dieser Thematik bewusst und ver-
mittelt den Mitgliedern ein Argumentarium mit den vier 
Schlussfolgerungen: 1. Zeitpunkt der Verhandlung, 2. Fach-
liche Diskussion, 3. Informiertheit und 4. Handeln.

In der Juniausgabe des KLV Mitteilungsblattes vom Juni 
2016 stellt sich die KSH im Fokus vor. Ich zitiere «das Wich-
tigste in Kürze: Die Rahmenbedingungen haben sich für ISF 
deutlich verschlechtert. Dies in einem Masse, dass die Erfül-
lung des Auftrages im Sinne unserer professionellen Quali-
tätsansprüche, der Erwartung der Schulträger und Schullei-
tungen, Lehrpersonen, Eltern, aber vor allem hinsichtlich der 
Bedürfnisse der Schülerinnen und Schüler in Frage gestellt 
wird. – Hier Gegensteuer zu geben ist Gebot der Stunde.»

II. Pädagogische Kommissionen (PK)
Der Erziehungsrat hat am 18. Februar 2016 die Anpassungen 
und Weisungen zum Konzept über die Pädagogische Kom-
missionen erlassen. Eine Woche später (23. 2. 2016) hat er 
verschiedene Organisationen (SGV, PHSG, SPD), die Sozial-
partner und die Konvente über die Ergebnisse und Anpas-
sungen informiert. Unter anderem war der «Bericht über die 
Evaluation der Pädagogischen Kommissionen» vom Novem-
ber 2015 eine Grundlage zur Entscheidungsfindung. Die 
vier PK (PK 1 Kindergarten bis 2. Klasse, PK 2 3. – 6. Klasse, 
PK 3 Oberstufe und PK Schulführung) bleiben bestehen. Bis 
jetzt konnten die Lehrpersonen der Handarbeit und die Schu-
lischen Heilpädagoginnen und Heilpädagogen je 2 Lehrper-
sonen in die PK  – PK 3 vorschlagen. Neu werden diese bei-
den Berufsgruppen nur noch je eine Lehrperson delegieren 
können. Nach dem Verlust einer «eigenen PK» der SHP ist 
dieser Entscheid des Erziehungsrates inhaltlich und auch 

strategisch nicht nachvollziehbar. Wir, die betroffenen Kon-
vente, haben keine Möglichkeit gehabt, in einer Stellung-
nahme (z.B. Vernehmlassung) unsere Meinung kundzutun. 
Mit dem XIV. Nachtrag zum Volksschulgesetz gehören die 
Privaten Sonderschulen neu zur Volksschule und wir als Be-
rufsverband haben auch dieses Spektrum zu vertreten. Die 
KSH vertritt nach dem Volksschulgesetz (Mitverantwortung 
Art. 87, Art. 88, Art. 89, Art. 90) die Lehrpersonen einer Stufe 
und behandeln Schulfragen und nehmen zuhanden der zu-
ständigen Behörden dazu Stellung. Es betrifft also die Lehr-
personen in Kleinklassen, in der ISF und in Sonderschulen 
und dies in allen schulpflichtigen Altersgruppen. Mit diesem 
Entscheid vertritt also nur eine Lehrperson in den PK 1, PK 2, 
PK 3 die Anliegen der Schulischen Heilpädagogik. Nach 
 unserer Einschätzung, aber auch nach unserem Berufs-
verständnis wären zwei Vertretungen, wie bisher, in den 
 genannten PK’s angezeigt gewesen. Uns trifft auch der 
 Beschluss des Erziehungsrates, dass kein Mitglied eines Be-
rufsverbandes in der PK Einsitz nehmen darf. 

III.  Konsultation zum Beurteilungskonzept Fördern 
und Fordern

Verschiedene Konsultationspartner wurden am 2. Mai 2016 
zu einem Hearing zur Konsultation zum «Beurteilungskon-
zept Fördern und Fordern» eingeladen mit der Bitte, Rück-
meldungen bis zum 4. Juli an das Amt für Volksschule einzu-
reichen. Die Verunsicherung über dieses Vorgehen löste bei 
den Konventen wie auch beim KLV einiges Unverständnis 
aus. Wir haben uns nach einer ausführlichen und grundsätz-
lichen Diskussion entschlossen, an der Konsultation nicht 
teilzunehmen. Das Begründungsschreiben der KSH möchte 
ich zur Information an alle Mitglieder der KSH unten ver-
öffentlichen.

«Grundsätzlich stellt das vorliegende Beurteilungskonzept 
aus sonderpädagogischer Sicht einen begrüssenswerten 
Fortschritt hinsichtlich der Entwicklung von einer defizit-
orientierten hin zu einer förderorientierten Beurteilung dar. 
Aus heilpädagogischer Sicht sind einige Themenbereiche 
im Beurteilungskonzept sehr zu unterstützen, so zum Beispiel 
die Abschaffung der tiefsten Noten und dass die Zeugnis-
noten nicht aus dem arithmetischen Mittel der Prüfungs-
noten eines ganzen Semesters berechnet werden, sondern 
den momentanen Stand der SuS ausdrücken. Es fehlen aller-
dings Hinweise zur Notenpraxis, wie sie in den Kleinklassen 
angewandt werden soll. Insbesondere zur Noten- und 
Zeugnispraxis in den Sonderschulen gäbe es differenzierte 
Anmerkungen aus heilpädagogischer Sicht zu machen. In 
der vorliegenden Form trägt das Konzept der Heterogenität 
des Klientels sowie der Angebote zu wenig Rechnung.

Grundsätzlich hätte auch die KSH eine frühzeitigere Ein-
bindung in die Prozessentwicklung erwartet und vermisst 
diese im vorliegenden Projekt. Wir sind der Überzeugung, 

Bericht des KSH-Präsidenten

Daniel Baumgartner
Präsident KSH
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dass unsere Gedanken und Anmerkungen, welche wir zu 
 einem späteren Zeitpunkt gemeinsam mit den Konventen 
unbedingt noch ausführen möchten, zielführender hätten 
eingebracht werden können, wenn alle Konvente von Beginn 
weg in den Entwicklungsprozess einbezogen worden wären. 

Umso bedauerlicher ist daher die Feststellung, dass diese 
Konsultation von einer Debatte begleitet wird, welche auf 
breiter Front geprägt ist von vorschneller Ablehnung, jour-
nalistischen Schnellschüssen und Abwehrreflexen nicht nur 
seitens Öffentlichkeit und Presse.

Der Prozess der Erarbeitung des vorliegenden Beurtei-
lungskonzepts ist weitgehend unter Ausschluss der Sozial-
partner vonstatten gegangen. Sehr sportlich präsentiert sich 
auch die Terminplanung dieser Konsultation, welche dazu 
in die Jahresabschlussphase der Schulen fällt, in welcher 
den Anspruchsgruppen kaum zeitliche Ressourcen bleiben, 
um eine solide erarbeitete Einschätzung vorzunehmen. 

Der KSH-Vorstand drückt gleichzeitig seine Bereitschaft 
zur konstruktiven Mitarbeit bei diesem überaus wichtigen 
Projekt aus.

Der KSH-Vorstand lässt sich zum Beurteilungskonzept aus 
den oben genannten Gründen nicht vernehmen und weist 
das Beurteilungskonzept in der vorliegenden Form zurück. 

Sehr gerne nehmen wir zu diesem zentralen und in unse-
rer Berufspraxis sehr gewichtigen Thema nach einer Grund-
satzdiskussion differenziert Stellung aus heilpädagogischer 
Sicht.»

IV.  Aufsichtspflicht über Schulen mit Schülerinnen 
und Schülern in Gruppenunterkünften 
(Interpellation 51.16.04); 
www.ratsinfo.sg.ch –> Geschäftssuche 51.16.04

Alle Kinder, die sich im Kanton St. Gallen aufhalten, haben 
von Verfassung wegen unverhandelbar das Recht und die 
Pflicht, die Volksschule zu besuchen. Gemäss VSG Art. 116 
bedürfen die Einrichtung und Führung von Privatschulen 
die Bewilligung des Erziehungsrates. Nach meiner Einschät-
zung kommt in dieser Frage auch der Art. 118 VSG: Privat-
schulen für ausländische Kinder zur Anwendung. In der 
 Medienmitteilung vom 25. Juni 2015 «Zentren für Asylsu-
chende unterrichten gut» stützt sich die Regierung des Kan-
tons St. Gallen auf ein Gutachten von Professor Jürgen Oel-
kers von der Universität Zürich. Diese Expertise ist öffentlich 
zugänglich und wurde vom Verband der St. Gallischen Ge-
meindepräsidenten (VSGP) in Auftrag gegeben. In diesem 
Gutachten werden Empfehlungen in Bezug auf Unterricht, 
Schulorganisation und Professionalisierung des Personals 
abgegeben.

Der Unterricht ist auf allen Stufen für die Lehrpersonen 
eine spezielle Herausforderung, äusserst anspruchsvoll und 
dies bedingt entsprechendes Einfühlungsvermögen, ein 
 positives Menschenbild und entsprechende Qualifikationen.

Die Interpellation hat das Ziel, den Stand der Umsetzung 
des erwähnten Gutachtens zu erfragen und wie sieht die 
Regierung die Möglichkeit, die Perspektiven der Empfehlun-
gen umzusetzen.

Ich bitte die Regierung, die folgenden Fragen zu beant-
worten:
1.  Wer ist letztinstanzlich zuständig für die Aufsicht dieser 

Schulen und wie wird die Aufsicht durch wen durch-
geführt? Welche Kriterien kommen zur Anwendung und 
unterstehen die Visitationsberichte dem Öffentlichkeits-
gesetz?

2.  Werden traumatisierte Schülerinnen und Schüler profes-
sionell betreut durch den SPD, KJPD oder andere Dienste 
und stehen sonderpädagogische Massnahmen zur Ver-
fügung?

3.  In welchen Fächern werden wieviele Lektionen pro Wo-
che angeboten und unterrichtet und wie sehen die 
 Unterrichtsinhalte in Bezug auf Lehrmittel, Deutsch als 
Zweitsprache aus und welche didaktischen Mittel kom-
men für eine erfolgreiche Umsetzung des Lehrplanes zur 
Anwendung (Zweisprachenunterricht) und nach wel-
chen Kriterien wird der Deutschunterricht erteilt? 

4.  Welche Kriterien kommen für die Auswahl und Wahl der 
Lehrpersonen zur Anwendung, welche Kompetenzen 
(Lehrdiplome) weisen diese aus und wie werden diese 
Lehrpersonen entlöhnt?

5.  Welche Unterstützung und Beratung durch Dritte erhal-
ten die unterrichtenden Lehrpersonen für die Erfüllung 
des neuen Berufsauftrages?

6.  Wie sieht die Zusammenarbeit mit den Schuleinheiten 
vor Ort aus und welche Ressourcen können genutzt und 
umgesetzt werden bei Schülerinnen und Schülern, wel-
che längerfristig den Aufenthalt in der Schweiz haben 
werden, zum Beispiel UMA (unbegleitete minderjährige 
Asylsuchende)? Wenn nein, warum wird eine Zusammen-
arbeit mit den Schulen vor Ort in Bezug auf Ressourcen 
nicht gesucht?

7.  Wie ist die Finanzierung dieser Schulen geregelt: Bund – 
Kanton – Gemeinde?

Schriftliche Antwort der Regierung vom 28. April 2015
Daniel Baumgartner, Flawil bezieht sich in der Interpellation 
vom 1. März 2016 auf das Gutachten über die schulische 
Qualität in vier Asylunterkünften des Kantons St. Gallen von 
Prof. Dr. Jürgen Oelkers von der Universität Zürich und stellt 
Fragen zum Schulunterricht für Kinder und Jugendliche von 
Asylbewerbenden. 

Die Regierung antwortet wie folgt: 
A.  Die Unterbringung von Asylsuchenden erfolgt in einem 

Zweiphasensystem. Für die erste Betreuungsphase, die 
seit dem 1. Januar 2016 grundsätzlich auf vier Monate 
befristet ist, führt das Migrationsamt des Kantons St. Gal-
len Kollektivzentren. Im Anschluss wohnen die Asylsu-
chenden in den Gemeinden. Die Zuteilung der Asylsu-
chenden auf die Gemeinden wird von der Vereinigung 
St. Galler Gemeindepräsidentinnen und Gemeindepräsi-
denten (VSGP) organisiert und koordiniert. Die Gemein-
den sorgen für die Unterbringung und die Betreuung der 
Asylsuchenden.
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dem Un-terricht in der kommunalen Volksschule ver-
glichen und an diesem orientiert werden. Der Unter-
richt in den Asylzentren findet in einer Art «Aufnahme-
klasse» statt, die eine erste Starthilfe in Deutsch als 
Zweitsprache und eine erste Orientierung zum schuli-
schen Lernen gibt, damit nachfolgend die Integration 
in den Gemeinden gelingen kann. Für das nachhaltige 
Gelingen der Integration in den Gemeinden und ins 
Erwerbsleben werden auch die Anschlussbildung und 
der Übertritt in die Regelstrukturen nach Abschluss 
der obligatorischen Schulpflicht beleuchtet. Der Un-
terricht muss im Übrigen den unterschiedlichen Situa-
tionen in den Asylzentren Rechnung tragen, da nicht 
überall die gleichen Anforderungen an die Beschu-
lung gestellt werden können. Daher ist es wichtig, 
dass – wie dies im Gutachten Prof. Dr. Oelkers festge-
halten wird – für die einzelnen Unterkünfte mit ihren 
Ausrichtungen eigene Konzepte vorliegen, welche die 
Ziele und Mittel transparent darstellen. Diese sind 
 periodisch zu überprüfen. Ein besonderes Augenmerk 
ist auf die Information und Kommunikation zu legen. 

Zu den einzelnen Fragen: 
1.  Die Aufsicht über die Beschulung von Kindern in Asyl-

zentren liegt im Rahmen der allgemeinen Staatsaufsicht 
über diese Zentren beim SJD und diese umfasst auch die 
Beschulung der sich dort aufhaltenden Kinder. Das SJD 
bezieht bei der Aufsichtstätigkeit und bei der Ausarbei-
tung der Beschulungskonzepte die fachliche Sicht des Er-
ziehungsrates bzw. in dessen Auftrag des BLD mit ein, 
die für die Qualitätsentwicklung des Volksschulunter-
richts grundsätzlich zuständig sind.  
Bei der Beurteilung des Unterrichts in Asylzentren sind – 
siehe dazu schon oben Bst. C. / b) – einerseits die schul-
rechtlichen Vorgaben zur Gewährleistung eines ausrei-
chenden Grundschulunterrichts im Sinn der Bundesver-
fassung (SR 101), anderseits aber auch die besonderen 
Umstände, die sich in der Beschulung aus der Situation 
der betreffenden Schülerinnen und Schüler ergeben, zu 
berücksichtigen. Der Schulunterricht in einem Zentrum 
für Asylsuchende ist aufgrund der asylrechtlichen Hinter-
gründe eine besonders gelagerte, herausfordernde Auf-
gabe und kann in vielen Belangen nicht mit ordentli-
chem Schulunterricht verglichen und an ihm gemessen 
werden. Dennoch soll er pragmatisch, im Rahmen des 
Möglichen und Zumutbaren, ein Optimum an Wissens-
vermittlung, Erziehung und Integrationsleistung errei-
chen. Dieser Hintergrund beeinflusst die Aufsichtstätig-
keit und prägt auch die erwähnte, laufende Arbeit von 
SJD und BLD betreffend Aufnahme der Anregungen des 
Gutachtens von Prof. Dr. Oelkers.  
Visitationsberichte sind amtliche Dokumente im Sinn 
von Art. 1 des Gesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip 
der Verwaltung (sGS 140.2; abgekürzt OeffG). Zu ihnen ist 
somit der Zugang zu gewähren, soweit nicht öffentliche 
oder schützenswerte private Interessen entgegenstehen 
(Art. 6 OeffG). 

Das Zweiphasensystem gilt für Erwachsene und für Kinder, 
die in einem Familienverband leben. Die Ausnahme 
 bilden die unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden 
(UMA), die das besonders konzipierte Jungendpro-
gramm im Asylbewerberzentrum Thurhof, in der Regel 
bis zum Erreichen der Volljährigkeit, besuchen. 

B.  Alle Asylsuchenden werden ungeachtet ihrer Nationali-
tät, ethnischen Herkunft, Religion, politischen Anschau-
ung oder Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe gleich 
betreut. Die Betreuung erfolgt politisch und konfessio-
nell neutral. Sie ist insbesondere ausgerichtet auf die 
 Erhaltung und Förderung einer selbstverantwortlichen 
Lebensgestaltung. 

C. a)  Unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus haben alle 
schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen in der 
Schweiz das Recht und die Pflicht, die obligatorische 
Schule (einschliesslich Kindergarten) zu besuchen. Die 
Beschulung der schulpflichtigen Kinder von Asylbe-
werbenden findet in der ersten Phase in einer zent-
rumsinternen Schule statt. In den kantonalen Asyl-
zentren wird während des gesamten Aufenthalts auf 
der Basis eines Beschulungskonzepts obligatorischer 
Schulunterricht erteilt. In der zweiten Phase findet die 
Beschulung in den Regelklassen der Gemeinden vor 
Ort statt. Kinder mit Migrationshintergrund treten in 
die Regelklasse ein, die ihren Vorkenntnissen (in der 
Ausgangslage: grundsätzlich ihrem Alter) entspricht. 
Die Verantwortlichen verteilen Kinder mit Migrations-
hintergrund ausgewogen auf die Klassen. Das Bil-
dungsdepartement (BLD) hat im Januar 2016 zuhan-
den der Schulträger eine Information «Kinder und Ju-
gendliche aus dem Asylbereich in der Volksschule» 
verfasst.

 b)  Im Frühling 2015 hat die VSGP zusammen mit dem 
BLD sowie dem Sicherheits- und Justizdepartement 
(SJD) bei Prof. Dr. Jürgen Oelkers ein Gutachten zum 
Schulunterricht in den Asylzentren in Auftrag gege-
ben. Es sollten vier Asylunterkünfte hinsichtlich Schul-
organisation und Unterrichtsqualität untersucht wer-
den. Zusätzlich wurden die Professionalisierung des 
Personals sowie die Zusammenarbeit über die Kan-
tonsgrenzen hinaus und quer zu allen Anbietern ge-
prüft. Das Gutachten vom 25. Juni 2015 attestiert den 
Zentren eine gute Arbeit und macht auf der Basis des 
positiven Befunds Optimierungsvorschläge in verschie-
denen Bereichen.

   An der Umsetzung der Empfehlungen von Prof. Dr. 
Oelkers besteht ein vordringliches Interesse. Das BLD 
mit dem Amt für Volksschule und das SJD mit dem 
Amt für Migration haben daher einen gemeinsamen 
Prozess zur Prüfung des bestehenden Beschulungs-
konzepts für die Asylzentren im Licht der gutachter-
lichen Empfehlungen und, soweit die Prüfung Bedarf 
ergibt, zur entsprechenden Anpassung gestartet. 
Schulunterricht in Asylzentren ist von hoher Wichtig-
keit und muss qualitätsorientiert sein. Er kann aller-
dings umständebedingt nicht bis ins letzte Detail mit 
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2.  Traumatisierte Kinder und Jugendliche werden in enger 
Zusammenarbeit mit und mit intensiver Unterstützung 
durch den Kinder- und Jugendpsychiatrischen Dienst 
(KJPD) betreut und behandelt. Die hohe Anzahl von in-
nerhalb von wenigen Monaten eingetroffenen UMA und 
der grosse Anteil von UMA mit Traumata stellen diesen 
spezialisierten Dienst vor grosse Herausforderungen und 
Kapazitätsengpässe. In gemeinsamer Absprache wurde 
auf die Situation reagiert und das Pilotprojekt «KidNet» 
(Narrative Expositionstherapie mit Kindern und Jugend-
lichen, Schulung des Betreuungspersonals) gestartet und 
bereits umgesetzt. Erste Erfahrungen sind positiv und 
das Projekt kann wertvolle Impulse für die anderen Zent-
ren und Schulgemeinden geben.  
In den Zentren werden die Schülerinnen und Schüler via 
Hausarzt an die entsprechenden Fachstellen verwiesen. 
Zentren mit zentrumseigener Schule können nach eige-
nem Ermessen und ohne Einschränkung den Schulpsy-
chologischen Dienst (SPD) beiziehen. So werden die Kin-
der und Jugendlichen in einem Bezugspersonensystem 
durch ausgebildete Sozialpädagoginnen und Sozialpäd-
agogen betreut und spezifisch gefördert. Dank langjähri-
ger Erfahrung, grossem interkulturellem Wissen und spe-
zifischer Ansätze, wie beispielsweise Trauma-Pädagogik, 
kann die Qualität dieser besonderen Betreuungsarbeit 
trotz der begrenzten Betreuerschlüssel sichergestellt 
werden. Einen grossen Stellenwert hat dabei nebst der 
persönlichen Entwicklung eine allfällige Integration und 
berufliche Eingliederung von Personen, die Aussichten 
auf einen Verbleib in der Schweiz haben. 

3.  Zu differenzieren ist zwischen Kindern und Jugendlichen 
in den Asylzentren und den UMA im Thurhof.  
a)  In den kantonalen Zentren, in denen Kinder im schul-

pflichtigen Alter im Familienverband untergebracht 
sind, besteht ein vom BLD geprüftes Schulkonzept, in 
dem die Grundsätze für die Erfüllung der obligatori-
schen Schulpflicht durch Asylsuchende festgelegt 
sind. Für schulpflichtige Kinder und Jugendliche ist 
der Schulunterricht obligatorisch. Sie werden damit 
auf den späteren Eintritt in die öffentliche Schule nach 
dem Transfer in die Gemeinden vorbereitet. Die Kinder 
werden während mindestens 15 Lektionen zu 50 Mi-
nuten je Woche unterrichtet. Aufgrund der besonde-
ren Rahmenbedingungen – kurze und lediglich provi-
sorische Aufenthaltsdauer, dauernde Neueintritte und 
Abgänge – umfasst der Unterricht in erster Linie die 
Einführung in die deutsche Sprache sowie Mathe-
matik. Er wird aber mit weiteren Fächern wie Mensch 
und Umwelt, Singen, Bildnerischem Gestalten, Werken 
und Turnen sukzessive ergänzt. Sodann werden die 
üblichen Schulgepflogenheiten (Standards des schuli-
schen Unterrichts) vermittelt.

  Die schulische Ausgangslage der Kinder ist durch 
gros se Differenzen bei Alter, Lernerfahrungen und 
persönlichen Kompetenzen sehr unterschiedlich. Dies 
macht in der Regel die Beschulung in Kleingruppen 

von sechs bis höchstens zehn Schülern notwendig. 
Die Kinder werden auf ihren individuellen Fähigkeiten 
aufbauend beschult. Dazu wird geeigneter Unter-
richtsstoff aus diversen Lehrmitteln verwendet, wobei 
stets ein Übergang auf die Beschulung mit den kanto-
nalen Lehrmitteln anvisiert wird.

  Das Schulkonzept wird momentan wie in Bst. C. / b) 
und Ziff. 1 dargelegt unter Berücksichtigung der Emp-
fehlungen des Gutachtens Prof. Dr. Oelkers überarbei-
tet. Bis Herbst 2016 sollten die Anpassungen vorge-
nommen sein. 

3. b)  UMA erhalten in der ersten Phase des Jugendprogram-
mes im Thurhof in einem festen Lehrplan die nachfol-
gend erwähnten Lektionen: Zu Beginn liegt der Fokus 
auf dem Erlernen der deutschen Sprache als Schlüssel-
qualifikation. In den ersten 13 bis 17 Lektionen wird 
demzufolge vorwiegend Deutsch unterrichtet. Mit zu-
nehmender Aufenthaltsdauer kommen weitere Fächer 
hinzu, die nach und nach mehr Gewicht bekommen, 
wie etwa Mathematik und Allgemeinbildung (Alltags-
bewältigung, Geschichte, Biologie). Mindestens zwei 
Lektionen Sport oder spezifische Animation (z.B. für 
Mädchen auch Tanzen) sowie ein bis zwei Lektionen 
im musischen Bereich (Singen, Zeichnen, Werken) ge-
hören ebenfalls zum Angebot. Für spezifische Grup-
pen, teilweise je nach Interesse und Eignung der jun-
gen Menschen, gibt es zusätzlich weitere Angebote, 
beispielsweise zwei bis vier Lektionen Kochunterricht 
und Lebensmittelkunde, zwei Lektionen Musik- und 
Gestaltungstherapie, zwei Stunden Chor-Unterricht 
und zwei Lektionen Gemeindevorbereitungskurs. Der 
Unterricht orientiert sich an der FIDE-Methode. Dies 
bedeutet, dass mit dem Erlernten immer wieder Be-
zug zum Alltag geschaffen wird. Berücksichtigt wer-
den müssen dabei auch die teilweisen grossen Unter-
schiede im Bildungsniveau der Jugendlichen.

  Es werden verschiedene Lehrmittel eingesetzt und 
teilweise auch spezifisches Unterrichtsmaterial von den 
Lehrpersonen zusammengestellt. Mit zunehmender 
Aufenthaltsdauer orientieren sich die Lehrpersonen an 
den Lehrmitteln der öffentlichen Schule. So soll ein all-
fälliger Übertritt in die Regelstrukturen erleichtert wer-
den. 

4.  In den Zentrumsbetrieben werden nach Möglichkeit 
Lehrpersonen mit formeller Lehrerausbildung (anerkann-
tes Diplom als Primar- oder Oberstufenlehrperson) oder 
vergleichbarer Ausbildung (z.B. Bachelor) sowie ausgebil-
dete Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen einge-
setzt. Die Anstellungsbedingungen entsprechen denje-
nigen der anderen Mitarbeitenden im Zentrumsbereich. 
Die Einstufung liegt in der Lohnklasse A 18.

4.  Die Lehrpersonen des Jugendprogramms für UMA im 
Asylzentrum Thurhof müssen über eine Lehrerausbil-
dung oder eine adäquate höhere Fachausbildung verfü-
gen. Bei der Auswahl liegt der Fokus auf der Ausbildung, 
dem Alter und der beruflichen Erfahrung (besonders im 
Unterricht mit fremdsprachigen Kindern). Die Auswahl ist 
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wegen der relativ kurzfristigen Verfügbarkeiten der Lehr-
personen in jüngerer Zeit etwas eingeschränkt. Die Löhne 
sind aufgrund von Quervergleichen beim übrigen Zent-
rumspersonal leicht tiefer als in der öffentlichen Schule. 

5.  Die unterrichtenden Lehrpersonen haben die Möglich-
keit, den Beratungsdienst Schule im Amt für Volksschule 
bezüglich Unterstützung in Fragen des Unterrichts wie 
auch im Bereich Coaching im Umgang mit den Schüle-
rinnen und Schülern oder Jugendlichen beizuziehen. 

6.  In den Asylzentren wird nach Möglichkeit mit den öffent-
lichen Schulen zusammengearbeitet. Wann immer sich 
die Gelegenheit bietet, werden auch Schulzimmer und 
Turnhallen der öffentlichen Schulen gemietet und ge-
nutzt. So wird zum Beispiel der zentrumsinterne Unter-
richt für schulpflichtige Kinder des Asylzentrums Necker-
mühle ausschliesslich in gemieteten Räumlichkeiten der 
örtlichen Schule abgehalten. In Bezug auf das Asylbe-
werberzentrum Landegg schlossen die beiden Kantone 
St. Gallen und Appenzell Ausserrhoden eine Leistungs-
vereinbarung ab, wonach die Kinder der Asylsuchenden 
zentrumsintern beschult werden.

6.  Das Jugendprogramm Thurhof arbeitet offen mit den 
Schuleinheiten vor Ort und deren strukturellen Ressour-
cen zusammen. So kann in Oberbüren beispielsweise ein 
Schulzimmer und punktuell auch die Turnhalle genutzt 
werden. Es besteht jedoch eine Abmachung mit den Ge-
meinden, wonach schulpflichtige UMA vor Ort grund-
sätzlich nicht in der öffentlichen Schule eingeschult wer-
den. Damit wird die Standortgemeinde, die bereits 
 einige Lasten durch den Zentrumsbetrieb trägt, nicht 
noch zusätzlich beansprucht. Die örtlichen Schulen 
(Ober büren/Uzwil) haben aber auf freiwilliger Basis 
 besonders begabte oder fortgeschrittene Jugendliche in 
ihren Schulbetrieb aufgenommen. Da aktuell im Zent-
rum Thurhof sehr viele UMA untergebracht sind (Stand 
30. März 2016: total 140 UMA) und viele davon schul-
pflichtig sind, wäre eine vermehrte Einschulung für die 
Standortgemeinden nicht zumutbar. Das kantonale Kon-
zept für UMA sieht vor, schulpflichtige Minderjährige bis 
zu ihrem 15. Altersjahr in Pflegefamilien mit entspre-
chender Bewilligung unterzubringen und die Kinder in 
jedem Fall an den jeweiligen Platzierungsorten ordent-
lich einzuschulen. Dieses Konzept kann zurzeit aufgrund 
eines hängigen Verfahrens zur Klärung der Zuständigkei-
ten von Gemeinden und Kanton nicht vollständig um-
gesetzt werden. Für die Platzierung der Kinder ist die zu-
ständige Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) 
verantwortlich. Alle dem Kanton St. Gallen zugewiesenen 
UMA werden der KESB gemeldet. Bis anhin wurde jedoch 
nur ein Teil davon unter Beistandschaft gestellt. Zwischen 
dem Kanton und den st. gallischen Gemeinden laufen 
zurzeit intensive Verhandlungen über die Zuständig-
keiten, die Betreuungskonzepte und die Finanzierungs-
fragen im Zusammenhang mit UMA, dies auch auf  
dem Hintergrund eines Auftrags, den der Kantonsrat der 
Regierung in der Novembersession 2015 erteilt hatte 
(ABl 2015, 3787).

7.  Der Bund entschädigt den Kanton St. Gallen für jede asyl-
suchende Person ohne Erwerbseinkommen mit einer 
Globalpauschale in Höhe von Fr. 1’458.01 (Basis 2016) je 
Monat. Diese Pauschale deckt namentlich die Kosten der 
Sozialhilfe (Unterstützung, Unterbringung, Gesundheits-
kosten usw.) und enthält zudem einen Beitrag an die Be-
treuungs- und Verwaltungskosten. In dieser Pauschale 
nicht enthalten sind Kosten für Bildung, Sonderpädago-
gik und Integration.

7.  Der Kanton seinerseits gibt die Bundespauschale im Um-
fang von 63,8 Prozent an die Gemeinden weiter. Damit 
werden Aufgaben der politischen Gemeinden im Be-
reich der Sozialhilfe für sozialhilfeabhängige Asylperso-
nen (Asylsuchende bis zu fünf Jahren oder vorläufig auf-
genommene Personen bis zu sieben Jahren Aufenthalt) 
entschädigt. Der Rest von 36,2 Prozent verbleibt beim 
Kanton, der im Rahmen der ersten Unterbringungs- und 
Betreuungsphase die Asylsuchenden auf einen selbstän-
digen Gemeindeaufenthalt vorbereitet. Die Gemeinden 
und der Kanton tragen die über diese Pauschale hinaus-
gehenden Kosten selbst.

7.  Die Globalpauschale des Bundes wird für alle Asylsuchen-
den, unabhängig von deren Alter und Bedürfnissen, gleich 
bemessen.

Meine mündliche Stellungnahme im Kantonsrat
Ich bin mir bewusst, dass das gesamte Asylwesen sowie die 
Beschulung von Schülerinnen und Schülern im Asylverfah-
ren uns vor grosse Herausforderungen stellen. Dies wider-
spiegelt sich auch im Umfang der Beantwortung durch die 
Regierung.

Es ist schwierig, auf eine sich im Wandel befindende und 
nicht planbare Situationen eine konsensfähige Strategie zu 
entwickeln und Handlungsfelder vorzulegen, welche nach 
Recht und Gesetz zukunftsgerichtet umsetzbar sind. Meine 
Interpellation «Aufsichtspflicht über Schulen mit Schülerin-
nen und Schülern in Gruppenunterkünften» ist im Titel klar 
umschrieben: Die Aufsichtspflicht in Gruppenunterkünften.

Verschiedene Aussagen der Regierung sind nachvollzieh-
bar. So das Recht und die Pflicht auf Schulbildung und dass 
der Schulunterricht in Asylzentren von hoher Wichtigkeit ist 
und qualitätsorientiert unterrichtet werden soll. Nach Vor-
schlag des zitierten Gutachtens von Prof. Oelkers müssen 
die individuellen Konzepte der einzelnen Unterkünfte perio-
disch überprüft werden. Hier vermisse ich genaue Angaben: 
Wer hat wann, wie oft und mit welchen Konsequenzen die 
Konzepte zu prüfen: das Amt für Volksschule, die Schulauf-
sicht oder eine Kommission des Erziehungsrates? Ein Schul-
konzept soll unter Berücksichtigung der Empfehlungen des 
erwähnten Gutachtens im Herbst 2016 vorliegen. Ich gehe 
davon aus, dass der Erziehungsrat dies verabschieden wird 
und durch konkrete Massnahmen öffentlich darlegt, wie 
und wann diese umgesetzt werden. Das heisst für mich, 
welche verpflichtenden Rahmenbedingungen gelten für 
alle Schulen. Zu einem späteren Zeitpunkt werde ich mich 
mit einem parlamentarischen Vorstoss über die Erfolgskont-
rolle erkundigen.
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In der Beantwortung meiner parlamentarischen Anfrage 
fehlen mir konkrete Zahlen in der Beanspruchung des KJPD 
und den SPD von traumatisierten schulpflichtigen Kindern 
und Jugendlichen. Wird der Beratungsdienst des BLD für 
Lehrpersonen in den Gruppenunterkünften genutzt und 
können fachliche Hinweise überhaupt umgesetzt werden? 
Auch hier wird vor allem in der Möglichkeitsform gespro-
chen. Diese «Kann-Formulierungen» widerspiegeln keine 
Konkretisierung und sind somit nicht verpflichtend. So wird 
zu allgemein festgehalten, dass – ich zitiere «die Verfügbar-
keit von Lehrpersonen in jüngerer Zeit etwas eingeschränkt 
ist». Nach meinem Besuch in der Schule des Asylzentrums 
Neckermühle bin ich der Meinung, dass die sozialpädago-
gische Arbeit gut ist, jedoch strukturelle Verbesserungen 
angezeigt und möglich sind. 
Meine Interpellation soll keine Kritik an dem Bisherigen dar-
stellen, sondern einen Blick in die Zukunft richten: Wie wird 
die Problematik der Beschulung und der Aufsicht gelöst. Mir 
fehlen verbindliche Vorgaben in Form einer Strategie mit 
klaren Perspektiven, welche konkrete Aussagen und Mass-
nahmen für die Schülerinnen und Schüler im gesamten 
Asylverfahren aufzeigen. Dies ist noch ein längerer Weg und 
so kann ich mit der Antwort der Regierung nur teilweise 
 zufrieden sein.

V. Gipfeltreffen
Im Kalenderjahr finden jeweils sogenannte Gipfeltreffen 
statt. Die Mitglieder Schulische Heilpädagogik in den Päda-
gogischen Kommissionen 1, 2, 3 treffen sich mit dem KSH-
Vorstand zu einem allgemeinen Informationsaustausch und 
zur Beratung eines Themas aus der Sicht der Heilpädagogik. 
–  Im Gipfeltreffen 4 (15. 12. 2015) haben wir die Thematik 

der Lernberichte und Förderplanung erörtert.
–  Im Gipfeltreffen 5 (25. 5. 2016) wurde der Bereich «ISF im 

Brennpunkt» thematisiert. Als Gäste haben wir Hans An-
deregg; BLD und Ruth Sieber; SHP im ISF, eingeladen.

VI.  Nein zur Einheitsinitiative «Ausstieg aus dem 
 HarmoS-Konkordat» – Volksabstimmung 
im Kanton St. Gallen vom 25. September 2016

Das HarmoS-Konkordat erfüllt übergeordnet den Auftrag 
der Bundesverfassung an die Kantone, das Schulwesen be-
züglich Schuleintrittsalter, Schulpflicht, Dauer und Ziele 
der Bildungsstufen sowie Übergänge zu harmonisieren. Sie 
führt zur Durchlässigkeit des Bildungsraums Schweiz, ge-
währleistet die Mobilität der Bevölkerung und dient damit 
auch der Wirtschaft. Die Kantone, die ihm bisher beigetre-
ten sind, repräsentieren drei Viertel der Schweizer Bevölke-
rung (76,2 %). Im HarmoS-Konkordat wird erstmals auf ge-
samtschweizerischer Ebene festgelegt, in welchen Fachbe-
reichen alle Schülerinnen und Schüler während der obliga-
torischen Schulzeit eine Grundbildung erhalten sollen. Im 
Konkordat werden nicht Fächer aufgezählt, sondern viel-
mehr Bereiche der Grundbildung umschrieben. Die Kan-
tone können bei Bedarf weitere Bildungsziele hinzufügen. 

Die SP unterstützt diese Koordinationsgedanken mit deren 
Umsetzung.

In der Volksabstimmung vom Jahre 2008 haben die 
Stimmberechtigten des Kantons St. Gallen mit 52 % dem 
HarmoS-Konkordat zugestimmt. Die Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürger des Kantons St. Gallen sagen also Ja zum 
Kindergarten-Obligatorium, zu den Blockzeiten und zum 
Angebot von Tagesstrukturen. Unser Kanton hat in Nach-
trägen zum Volksschulgesetz diese Bedingungen bereits 
umgesetzt. Ein Austritt aus dem HarmoS-Konkordat wäre 
ein bildungspolitsicher Rückschritt, den es zu vermeiden 
gilt. Der Zusammengehörigkeit unseres Landes messen wir 
eine prioritäre Haltung zu und wir möchten vermeiden, dass 
der Bund in die Zuständigkeit der Kantone in der Frage des 
Sprachunterrichtes eingreift. 

Ein Austritt des Kantons St. Gallen aus dem HarmoS-Kon-
kordat wäre ein Signal gegen die Koordination der Volks-
schule unter den Kantonen. Trotz HarmoS bleibt die Volks-
schule eine kantonale Aufgabe. Erfüllt ein Kanton die Koor-
dination nicht, würde der Bund in die erwähnte Zuständig-
keit der Kantone eingreifen und gewisse Eckwerte in der 
Schulentwicklung als verbindliche Vorgabe gemäss der 
Bundesverfassung festlegen. Das wäre eine klare Schwä-
chung der kantonalen Schulhoheit. Auch der Kanton St. Gal-
len muss mit dem Beitritt zum HarmoS-Konkordat ein Be-
kenntnis als Bildungskanton und zum gemeinsamen Bil-
dungsraum Schweiz abgeben.

Verschiedene Vorstösse im Kantonsrat zeigen auf, dass 
sich der Ausstieg aus dem HarmoS-Konkordat fast aus-
schliesslich auf die Verlagerung des Französisch- oder allen-
falls des Englischunterrichtes auf die Oberstufe fokusiert. 
Der Ausstieg aus dem HarmoS-Konkordat darf nicht auf   
die Sprachenfrage reduziert werden. Mit dem neuen Perso-
nalpool kann die Forderung nach mehr Differenzierungs-
lektionen in den Fremdsprachen erfüllt werden. Aus den 
Ausführungen des Initiativkomitees geht hervor, dass mit 
dem Begehren für den Ausstieg aus dem HarmoS-Konkor-
dat erst ein Anfang gemacht ist und weitere Initiativen resp. 
Volks abstimmungen folgen werden. Hier gilt auch ein Grund-
satz: Wehret den Anfängen. Ich stelle fest, dass wir im Kan-
ton St. Gallen durchaus eine sehr gute öffentliche Volksschule 
haben,  welche sich im gesamtschweizerischen Vergleich 
durchaus zeigen lässt. Die PISA-Studien der vergangenen 
Jahre geben uns Recht. Die Bildung befindet sich in einem 
Entwicklungsprozess und in einem Prozess ergibt sich ein 
Potenzial von Verbesserungen, Anpassungen und Lernfort-
schritten. Das verstehen wir unter Schulentwicklung, aber 
der Ausstieg aus dem HarmoS-Konkordat ist der falsche 
Weg.

Die Delegiertenversammlung des Kantonalen Lehrerin-
nen- und Lehrerverbandes vom 6. 4. 2016 empfiehlt seinen 
Mitgliedern mit 100:0 bei zwei Enthaltungen die Einheits-
initiative abzulehnen. Wenn sogar das oberste Organ des 
Lehrerinnen- und Lehrerverbandes des Kantons St. Gallen 
ein so eindeutiges Meinungsbild abgibt, so kann man da-
von ausgehen, dass die Lehrpersonen hinter dem HarmoS-
Konkordat stehen.

BERICHT DES KSHPRÄSIDENTEN
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Im Mitteilungsblatt des KLV vom Juni / 2016 ist das Argumen-
tarium des KLV gegen die Initiative veröffentlicht.
Der Redaktionsschluss unseres Mitteilungsblattes ist vor 
den Sommerferien 2016 festgelegt. Aus diesem Grunde 
können wir euch nicht aktuell informieren. Angezeigt ist, 
dass sich alle Konvente zusammen mit verschiedenen Orga-
nisationen (SGV, KLV usw.) gegen die Einheitsinitivative in 
 einem gemeinsamen Komitee einsetzen werden. Es werden 
verschiedene Informationsanlässe organisiert und die Infor-
mationen sind der aktuellen Tagespresse und/oder über 
Mailpost zu entnehmen.

VII. Ausblick
In nächster Zeit wird sich der Vorstand der KSH mit folgenden 
Themenbereichen intensiv auseinandersetzen (müssen).
•  Im Kanton fehlen Heilpädagogen 

(St. Galler Tagblatt, 15. Juni 2016)
•  Auswirkungen des noch zu beschliessenden Versorgungs-

konzeptes im Sonderpädagogik-Konzept
•  Förderplanung, Berichterstattung und Zeugnisse auf 

unseren Stufen (inklusive Sonderschulen)
• Nomination in die PK 1
• Strategische Zusammenarbeit mit dem BLD und dem AVS

VIII. Dank
In acht Vorstandssitzungen haben wir die laufenden Ge-
schäfte des Vereins und des Konventes erledigt. Die Landsit-
zung fand im Juni 2016 im Schulhaus Lindenhof bei Thomas 
Osterwalder in Wil statt. In der Psychiatrischen Klink Wil 
 informierten wir uns über Kinder und Jugendliche, bei 
 denen bei Eltern oder bei einem Elternteil eine psychische 
Erkrankung diagnostiziert wurde.

Rückmeldungen sind uns willkommen und ich kann 
euch versichern, dass wir uns im KSH-Vorstand für innova-
tive, umsetzbare und zukunftsgerichtete Rahmenbedingun-
gen einsetzen.

Ich danke für die konstruktive Zusammenarbeit, das ge-
genseitige Verständnis und das Engagement in den ver-
schiedensten Tätigkeitsbereichen:
•  den Kolleginnen und dem Kollegen des Vorstandes der KSH;
• dem Erziehungsrat und den Mitarbeitenden im BLD;
• dem Präsidium und dem Vorstand des KLV;
• dem Präsidium und dem Vorstand des VPS;
•  den Präsidien der Konvente und Pädagogischen 

 Kommissionen; 
• den Präsidien der assoziierten Verbände;
•  allen Mitgliedern unserer Konferenz für das Vertrauen, 

die Wertschätzung und das Wohlwollen
•  und den Schulhausverantwortlichen für ihre Mit- und 

 Zusammenarbeit.

Ich wünsche euch allen einen erfolgreichen und glücklichen 
Start ins neue Schuljahr 2016/2017.

Daniel Baumgartner, Präsident KSH
www.ksh-sgai.ch

Voranzeige:

NEIN zur Einheitsinitiative
«Ja zum Ausstieg aus dem
HarmoS-Konkordat»

Datum:
Donnerstag, 25. August 2016, 19.15 Uhr

Ort:
Aula Pädagogische Hochschule St. Gallen 

Referenten/Referentinnen:
Dr. E. Beck, Rektor PHSG
Alexander Kummer, Amtsleiter AVS,
 Bildungs departement St. Gallen
Claudia Frei, Präsidium KLV

Der Anlass ist öffentlich und alle interessierten 
Personen sind herzlich eingeladen.
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Protokoll der KSH-Hauptversammlung 2015
Samstag, 12. September 2015 von 9.00–10.30 Uhr, Olma-Halle St. Gallen

Begrüssung
Präsident Daniel Baumgartner eröffnet die Jahres-
hauptversammlung. Er begrüsst die sehr zahl-
reich erschienenen Schulischen Heilpädagogen 
und Heilpädagoginnen der Kantone St. Gallen 
und Appenzell AI, die neuen Mitglieder sowie die 
geladenen Gäste und anwesenden Politikerin-
nen und Politiker. Erstmals findet ein Bildungstag 
statt. Mit über 350 teilnehmenden Mitgliedern 
ist es die zahlenmässig grösste Hauptversamm-
lung in der Vereinsgeschichte der KSH. 

Der Präsident weist darauf hin, dass der Bil-
dungstag auch das oberste Organ der Konferenz, 
nämlich die Mitgliederversammlung betrifft. 
Erstmals wird der Versuch gewagt, die jährliche 
Konventsveranstaltung im Rahmen eines Bil-
dungstages durchzuführen. Dadurch wird nicht 
nur Neuland betreten, sondern die einzelnen 
Konvente geben im gewissen Sinne auch einen 
Teil ihrer Autonomie ab. Die einzelnen Konvente 
verzichten auf ihre eigene und stufenspezifische 
Plattform. 

In vier Vorbereitungssitzungen unter der Fe-
derführung der Abteilung Weiterbildung des Bil-
dungsdepartementes wurde der Anlass vorbe-
reitet. 

Der Präsident begrüsst namentlich alle gela-
denen Gäste.

Gästeliste HV KSH
Erziehungsrat / Bildungsdepartement / 
Sonderschulkommission
Frau Erziehungsrätin Yvonne Kräuchi-Girardet, 
Berg; Herr Hans Anderegg, AVS BLD, Fachstelle 
für Unterstützungsangebote, Schmerikon.

entschuldigt: 
Herr Regierungsrat Stefan Kölliker, Präsident des 
Erziehungsrates; Herr Erziehungsrat Paul Bollhal-
der; Herr Erziehungsrat Daniel Schönenberger; 
Frau Erziehungsrätin Dr. Bettina Bickel.

Parlamentspräsidentin der Stadt St. Gallen /
Verband St.Galler Volksschulträger (SGV) /
Verband Privater Sonderschulträger (VPS) 
Herr Marcel Koch, Präsident VPS.

Kantonaler Lehrerinnen- und Lehrerverband KLV
Herr Hansruedi Vogel, Präsidium KLV, St. Gallen.

Verband Schulleitungspersonen
Herr Roland Züger, Vorstand VSLSG, Hinterforst.

Schulpsychologischer Dienst / PHSG
Herr Prof. Dr. E. Beck, Rektor PHSG; Frau Priska 
Täschler, Regionalstellenleiterin Wil, SPD Kanton 
St. Gallen.

entschuldigt:
Herr Dr. Hermann Blöchlinger, Direktor SPD Kan-
ton St.  Gallen.

Stufenvertretungen
BSGL  Frau Catherine Lanz, Präsidentin
SEK 1 SG Barbara Megert
PK 1 Frau Ruth Fritschi, Präsidentin
  Frau Denise Heinzmann
  Frau Susanne Schwyn Jörg

PK 2 Frau Silvia Marxer
  Frau Miriam Brändle
PK 3 Herr Beat Eichkorn
  Herr Guido Poetzsch
GPK KSH Frau Eveline Keller
  Herr Markus Gerig

Ehrenmitglieder
Frau Käthy Rosenfelder, Ernetschwil; Herr Hans-
ruedi Vogel, St. Gallen; Herr Hans Anderegg, 
Schmerikon; Herr Zage Reichlin; Herr Marcel 
 Giger, Berneck; Herr Walter Schmid.

entschuldigt:
Herr Hubert Mauchle, Wil; Frau Doris Gut, Wil; 
Herr Alois Loser, Montlingen; Herr Oswald Koh-
ler, Uznach.

Entschuldigte Kolleginnen und Kollegen 
Frau Isa Zeo, Wittenbach; Herr Markus Reich, Kron-
bühl; Frau Esther Schneck, Rapperswil-Jona; Frau 
Felicitas Rast; Herr Leander.

1. Traktandenliste
Die Einladung zur Hauptversammlung mit den 
entsprechenden Sitzungsunterlagen im Mittei-
lungsblatt Seite 10 wurde rechtzeitig zugestellt. 
Die Traktandenliste wird genehmigt und der 
Umstellung der Traktanden 5 und 6 zugestimmt.

2. Wahl der Stimmenzähler/innen
Die Stimmenzähler werden einstimmig mit Ap-
plaus gewählt.

3. Protokoll der 
Hauptversammlung 2015
Im Mitteilungsblatt ist das Protokoll der letztjäh-
rigen Hauptversammlung auf den Seiten 12 – 15 
veröffentlicht. Das Protokoll der Aktuarin Ruth 
Sieber wird ohne Änderung einstimmig geneh-
migt und mit einem Applaus verdankt.

4. Jahresbericht des Präsidenten
Der Rechenschaftsbericht des Präsidenten Daniel 
Baumgartner über die Tätigkeiten der KSH kann 
in den Mitteilungsblättern vom Januar 2015 und 
August 2015 nachgelesen werden. Der Jahresbe-
richt ist auf den Seiten 2 – 9 abgedruckt. Eben-
falls sind die politischen Vorstösse aufgeführt, da 
sie in direktem Zusammenhang mit dem beruf-
lichen Auftrag der Heilpädagoginnen und Heil-
pädagogen stehen.

Der Präsident erläutert fünf ausgewählte Themen-
kreise:
1.  Berufsauftrag
2. Sonderpädagogik-Konzept
3.  Mangel an Schulischen Heilpädagoginnen 

und Heilpädagogen
4. Budget 2016 / Jahresbeitrag 2016
5. Klassenassistenz
6. Schlussbemerkung und Dank

4.1 Berufsauftrag
In der Septembersession 2015 hat der Kantons-
rat die gesetzlichen Grundlagen zum Berufsauf-

trag einstimmig angenommen. Als Präsident 
 unseres Berufsverbandes versichert Daniel Baum-
gartner, dass der Vorstand der KSH alles unter-
nommen hat, möglichst die gleichen Arbeitsbe-
dingungen für alle Heilpädagoginnen und Heil-
pädagogen zu erwirken. In einem Schreiben an 
die Mitglieder der vorberatenden Kommission, 
an Herrn Regierungsrat Kölliker und General-
sekretär Raschle formulierte die KSH unmissver-
ständlich ihre Unzufriedenheit über die Voraus-
setzungen und die Rahmenbedingungen. Diese 
traten ganz deutlich bei einer Umfrage unter 
den Kolleginnen und Kollegen zutage, die in der 
Integrativen Schulungsform (ISF) arbeiten (veröf-
fentlicht im Mitteilungsblatt Juni 2014). Im Mit-
teilungsblatt vom Januar 2015 sind daraus Emp-
fehlungen für die Aushandlung des neuen Ar-
beitsvertrages für ISF-Lehrpersonen abgeleitet. 

Bei der Umsetzung des Berufsauftrages ver-
schlechterten sich bei etlichen Schulischen Heil-
pädagoginnen und Heilpädagogen innerhalb der 
ISF die Rahmenbedingungen. Die sogenannte 
Fallführung gehört gemäss Berufsauftrag in den 
Aufgabenkreis der Klassenlehrperson. Vielleicht 
sind sich Schulische Heilpädagoginnen und Heil-
pädagogen der Situation zu wenig bewusst, 
dass sie gegenüber der Schulleitung oder dem 
Schulrat ein Pensum aushandeln müssen. Viele 
Schulträger wünschen keine starren Vorgaben 
durch den Kanton, sondern schätzen individu-
elle Bandbreiten. Die KSH begrüsst und fordert, 
dass eben diese Individuallösungen stärker zum 
Tragen kommen. Leider liegt der Focus der Bil-
dungsverantwortlichen zu oft ausschliesslich bei 
den Finanzen und nicht bei der Qualität und den 
fachlichen Ressourcen von Lehrpersonen. 

4.2 Sonderpädagogik-Konzept
Mit dem Sonderpädagogik-Konzept werden un-
ter anderem die folgenden Hauptziele verfolgt: 
1.  Schaffung eines Überblicks über sämtliche 

sonderpädagogischen Angebote und Festle-
gen der Rahmenbedingungen zur Ausgestal-
tung des sonderpädagogischen Angebots.

2.  Stärkung und Unterstützung der Regelschule 
und von Schülerinnen und Schülern mit be-
sonderem Bildungsbedarf.

Die KSH ist überzeugt, dass mit dem SOK diese 
Zielsetzungen erreicht werden können. Alle 
Statements des Vorstandes sind auf der Home-
page veröffentlicht.

Förderplanung / Förderberichte
Die lokalen Förderkonzepte sind sehr verschie-
den. Zurzeit erstellt eine Arbeitsgruppe unter der 
Leitung von Hans Anderegg verbindliche, ein-
heitliche Vorlagen zur Förderplanung. 

Die KSH erwartet standardisierte Förderbe-
richte, in denen ein Minimum an Kriterien festge-
legt wird. In einer minimalen Standardisierung 
sieht die KSH keine Überregulierung, sondern 
eine Vereinheitlichung von ähnlichen Vorausset-
zungen, welche der einfacheren Lesbarkeit und 
der Einschränkung von Interpretationsmöglich-
keiten dient. Die KSH hofft, dass das Amt für 
Volksschule die Berufsverbände zu einer Stel-
lungnahme einladen wird.
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Sprachheilschule
Der Präsident kommt auf die Schliessung der 
Oberstufe der Sprachheilschule St. Gallen zurück. 
Der Aufwand vieler Personen mit den verschie-
densten Beweggründen habe sich gelohnt. Der 
Eintrag im SOK, Sonderschule auf Seite 39 ist er-
freulich: «Mit Einzugsgebiet ganzer Kanton wer-
den von der Sprachheilschule St. Gallen eine Mit-
telstufe und eine Oberstufe geführt.»

Sonderschulkommission Aufsicht und Controlling 
Nach der zweiten Vernehmlassung war die Son-
derschulkommission im SOK weder erwähnt, 
noch wurden ihr Auftrag, ihre Aufgaben und ihre 
Zusammensetzung umschrieben. Der Präsident 
reichte zusammen mit vier Mitgliedern des Kan-
tonsrates aus fünf verschiedenen Fraktionen eine 
Motion ein. Die Überweisung und Gutheissung 
einer Motion bedingt zwingend eine Gesetzes-
änderung. Der Wortlaut ist im Januar-Mittei-
lungsblatt 2015 veröffentlicht. Nach der Debatte 
lag ein sehr knappes Resultat vor: für die Gutheis-
sung J:52; dagegen N:54; Enthaltungen: 2; Abwe-
send 12. 

Dieses äusserst knappe Resultat veranlasste 
das BLD, die Sonderschulkommission wiederum 
ins SOK aufzunehmen. Auf der Seite 67 werden 
Auftrag, Aufgaben und Zusammensetzung um-
schrieben.

Die Sonderschulkommission berät als interdis-
ziplinäres Fachgremium das Bildungsdeparte-
ment in Fragen der Sonderschulung und nimmt 
die Aufgabe einer aussenstehenden Experten-
sicht wahr. Vom Bildungsdepartement wird die 
Kommission zur fachlichen Beurteilung und Be-
ratung bei folgenden Verfahren eingeladen: bei 
der Anerkennung als Sonderschule und beim 
Entzug der Anerkennung, bei Massnahmen zur 
Qualitätssicherung, bei der Bewilligung von Be-
triebskonzepten, bei Kriterien für die Praxisbe-
willigung für Fachpersonen, bei Weisungen und 
Reglementen und bei Stellungnahmen Themen, 
die für die Sonderschule bedeutsam sind. Die 
Mitglieder der Sonderschulkommission sind Ex-
pertinnen und Experten im Bereich der Heilpäd-
agogik und aus den Nachbargebieten wie der 
Medizin, Kinder- und Jugendpsychiatrie, Soziale 
Arbeit, Psychologie, Therapie und Ausbildung. 
Der Erziehungsrat wählt die Mitglieder und 
nimmt wie der SPD mit beratender Stimme an 
den Sitzungen teil.

Schlussbemerkung zum Sonderpädagogik- 
Konzept und Würdigung
Mit dem Erlass durch den Erziehungsrat und der 
Genehmigung durch die Regierung ist eine äus-
serst intensive Zeit bezüglich der Sonderpädago-
gik vorläufig abgeschlossen. Mit der eidgenös-
sischen Volkabstimmung zur NFA im Jahr 2004 
und einer Inkraftsetzung im Jahre 2008 waren die 
politischen Voraussetzungen für kantonale Um-
setzung gegeben. Es sprengt die Grenzen dieser 
Hauptversammlung, diesen el�ährigen Prozess 
gesamthaft zu würdigen. Dies ist auch nicht die 
Aufgabe eines Vorstandes eines Berufsverban-
des. Wesentlich ist hingegen die Feststellung, 
dass dieses Konzept die Sonderpädagogik im 
Kanton St. Gallen nachhaltig prägen wird. Dabei 
soll die Sonderpädagogik nicht nur die Sonder-
schule betreffen, sondern das gesamte System 
Volksschule mit allen beteiligten Personen, Trä-
gerschaften und Personen in Politik, Verwaltung, 
Berufsverbänden und Familien. Im Erlass vom 
18. März 2015 gibt der Erziehungsrat in seinen 

Erwägungen zu den einzelnen Themen einen 
abschliessenden Überblick. Daraus geht hervor, 
dass wir uns trotz des Erlasses in einem Prozess 
befinden und noch einige Punkte der Klärung 
bedürfen, so zum Beispiel das Versorgungskon-
zept und der Aufbau einer behinderungsspezi-
fischen Beratung und Unterstützung (B&U). An 
dieser Stelle dankt Daniel Baumgartner dem Vor-
stand des Verbandes der privaten Sonderschul-
träger (VPS) unter dem Präsidium unseres ehe-
maligen KSH-Mitgliedes Marcel Koch für seine 
umsichtige und zielgerichtete Verhandlungsstra-
tegie. 

Gerne signalisiert die KSH dem Amt für Volks-
schule die Bereitschaft zur Zusammenarbeit bei 
der Evaluation zur Wirksamkeit des SOK wie auch 
bei der Erarbeitung von pädagogischen Hand-
reichungen und zur Behebung von möglichen 
«Unebenheiten». 

4.3  Mangel an Schulischen Heilpädagoginnen 
und Heilpädagogen im Kanton St. Gallen

Von allen als Schulische Heilpädagoginnen und 
Heilpädagogen angestellten Lehrpersonen be-
sitzen 25 % kein stufengerechtes Lehrdiplom. 
Auf dieser Stufe hat also jede 4. Lehrperson eine 
nicht entsprechende Ausbildung. Im künftigen 
Sonderpädagogik-Konzept übernimmt diese Be-
rufsgruppe sowohl in der Volksschule wie auch 
in den Sonderschulen eine zentrale Aufgabe. In 
Bezug auf Qualitätserhaltung und Qualitäts-
sicherung der Volksschule muss diesem Mangel 
an Heilpädagoginnen und Heilpädagogen aktiv 
begegnet werden.

Daniel Baumgartner zitiert aus der Antwort der 
Regierung auf seine Interpellation «Mangel an 
Schulischen Heilpädagoginnen und Heilpädago-
gen im Kanton St. Gallen» (51.15.03).

«Die Sonderpädagogik gewinnt immer grös sere 
Bedeutung. Hintergrund sind etwa die zuneh-
mende Integration, die Heterogenität der Gesell-
schaft bzw. der Schülerinnen und Schüler oder die 
erhöhte Aufmerksamkeit für die Förderung beson-
ders begabter Kinder. Zur Förderung von Schülerin-
nen und Schülern mit besonderem Bildungsbedarf 
werden ergänzend zu den Regelklassenlehrperso-
nen Schulische Heilpädagoginnen und Heilpäda-
gogen (SHP) eingesetzt. Die SHP werden in den 
Schulen sowohl für die separative Förderung in 
Kleinklassen als auch für die Integrierte Schülerför-
derung in der Regelklasse (ISF) eingesetzt. 

Will man diesen Schwerpunkt noch weiter för-
dern, ist ein längerfristiger Prozess mit dem Fokus 
insbesondere auch auf die Imagepflege notwendig. 
Der Beruf SHP ist anspruchsvoll und geniesst in der 
Öffentlichkeit nicht den Ruf, der ihm zustehen 
würde. PHSG und HfH haben mit der Lancierung 
 ihres Lehrgangs ab dem Jahr 2015 bereits bedeu-
tende Vorarbeit im Bekanntmachen und in der 
 Attraktivitätssteigerung geleistet. 

Zusätzlich sind namentlich die Berufsverbände 
eingeladen, einen Beitrag zur Imageförderung zu 
leisten, damit insbesondere noch mehr Lehrperso-
nen der Primarschule die Arbeit mit Kindern mit 
 besonderem Bildungsbedarf anstreben und somit 
diese Zusatzausbildung absolvieren.»

Daniel Baumgartner versichert den kantonalen 
und politischen Behörden, dass sich der Berufs-
verband sehr für die Imageförderung der Schuli-
schen Heilpädagogik einsetzt. Dies in der Ver-
gangenheit wie auch in Zukunft. Für die KSH 
kann und ist es entscheidend, dass die Bildungs-

verantwortlichen in Politik und Verwaltung eben-
falls eine Imagepflege betreiben. Eine Chance 
hätte sie bestimmt beim Berufsauftrag gehabt. 
Leider werden die SHP derzeit zu oft als Kosten-
verursacher betrachtet und es wird nach «billige-
ren» Lösungen gesucht.

Erfreulich ist, dass die Regierung seit Jahren einen 
Mangel an ausgebildeten Schulischen Heilpäda-
goginnen und Heilpädagogen feststellt und spe-
ziell auf folgende Punkte hinweist. 
1. Die Bedeutung der Sonderpädagogik
2.  Die zunehmende Heterogenität der Gesell-

schaft bzw. der Schülerinnen und Schüler 
3.  Die fehlende Anerkennung der SHP in der 

 Öffentlichkeit
4.  Imageförderung für die Ausbildung Heilpäda-

gogik für die Arbeit mit Kindern mit besonde-
rem Bildungsbedarf 

Positiv zu erwähnen ist das vierjährige Pilotpro-
jekt eines Masterstudienlehrgangs in Schulischer 
Heilpädagogik, das die PHSG in Kooperation mit 
der Hochschule für Heilpädagogik (HfH) in Ror-
schach anbietet. Das Konzept der Ausbildung 
entspricht demjenigen der HfH, welche auch 
die Federführung übernimmt. Der Abschluss ist 
durch die Erziehungsdirektorenkonferenz aner-
kannt und die Diplome werden durch die HfH 
ausgestellt. 

4.4 Budget 2016 – Jahresbeitrag
Die KSH legt zwei Budgets vor, ein Budget mit 
 einem Jahresbeitrag von Fr. 70.– und ein Budget 
mit einem Jahresbeitrag von Fr. 90.–. Grundsätz-
lich wollen wir für die KSH kein Vermögen äufnen.

Bei der Budgetierung im Juni 2014 für das 
Jahr 2015 konnte die KSH hingegen zwei un-
vorhersehbare Ereignisse nicht berücksichtigen. 
Es folgen die Informationen, die Diskussion wird 
beim Traktandum Budget geführt.

Ausgaben und Einnahmen
Durch Referate können Schwankungen in den 
Ausgaben entstehen, welche innert zwei bis drei 
Jahren wiederum ausgeglichen werden. Durch 
den Bildungstag wird das Referat hinfällig, je-
doch wird den Konventen der Staatsbeitrag um 
die Hälfte gekürzt. Die Aufwendungen einer ei-
genen HV sind dennoch geringer als die Halbie-
rung des Staatsbeitrages. Zudem fallen zusätz-
liche Beiträge wie z.B. von der Stadt St. Gallen weg.

AHV
Im Kalenderjahr 2014 wurde beim Kantonalen 
Lehrerinnen- und Lehrerverband (KLV) eine Revi-
sion durch die AHV durchgeführt. Bei dieser Re-
vision stellte sich heraus, dass die ausbezahlten 
Spesenvergütungen (Sitzungsgeld, Funktions-
zulage) AHV-pflichtig sind und ein Lohnausweis 
erstellt werden muss. Wir als Vorstand der KSH 
haben uns nach Kenntnis dieses Umstandes ent-
schieden, ebenfalls unsere Vorstandsmitglieder 
bei der AVH anzumelden und die Entschädigun-
gen mittels eines Lohnausweises auszubezahlen. 
Dies werden wir nach der Hauptversammlung 
unter der Bedingung umsetzen, dass die Haupt-
versammlung der KSH dem Budget und vor allem 
der Erhöhung des Jahresbeitrages zustimmt. Die 
Spesenvergütungen (Sitzungsgeld, Funktions-
zulagen: Adressverwaltung, Präsidium, Aktuariat, 
Redaktion Mitteilungsblatt, Kassenführung blie-
ben in den letzten 10 Jahren unverändert. Einzig 
die Homepage ist vor ca. 3 Jahren neu dazuge-
kommen.
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Zu den Kosten
Nach Auskunft der Sozialversicherungsanstalt 
(SVA) muss von der Gesamtsumme der Spesen-
vergütungen ein Gesamtprozentsatz von 13,9 % 
(AHV, IV, EO, FAK, ALV) für den Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber berechnet werden,  woraus ein Be-
trag von ca. Fr. 4500.– resultiert. Mit der obliga-
torischen Unfallversicherung von Fr. 1000.– er-
gibt dies einen Gesamtbetrag von Fr. 5500.–. 
 Zusammen mit dem fehlenden Staatsbeitrag 
von Fr. 3400.– beträgt die Summe Fr. 9000.–. 
Verteilt auf die Mitgliederanzahl resultiert der er-
höhte Jahresbeitrag von neu Fr. 90.–. Nicht nur 
die KSH muss eine Erhöhung ins Auge fassen, 
auch der KLV erhöhte im letzten Jahr den Jahres-
beitrag.

4.5 Klassenassistenz
Das Weiterbildungsangebot für Klassenassisten-
zen der PHSG hat verschiedene Konvente verun-
sichert. Primär geht es nicht einzig um den Aus-
bildungslehrgang, sondern um die Auswirkun-
gen einer neuen Berufsgruppe auf das Schul-
system und den Unterricht in den einzelnen 
Klassenzimmern. Dies bewog den Vorstand, sich 
an den Erziehungsrat zu wenden und gewisse 
Bedenken anzumelden. Wir berufen uns in unserer 
Stellungnahme auf das Positionspapier des LCH: 
«Klassenhilfen an den Volksschulen vom Oktober 
2010» und auf den Artikel in der Schweizerischen 
Zeitschrift für Heilpädagogik vom April 2014: 
«Spannungsfelder beim Einsatz von Klassen-
assistenzen» von Dr. Bea Zumwald.

Der Erziehungsrat hat in seinem Protokoll vom 
18. Juni 2015 in einer Auslegeordnung zur Klas-
senassistenz das weitere Vorgehen festgelegt. 
Eine Arbeitsgruppe unter der Leitung von Hans 
Anderegg erarbeitet zusammen mit Vertreterin-
nen und Vertretern der Pädagogischen Kommis-
sionen eine Orientierungshilfe. 

In der Ausarbeitung dieser Orientierungshilfen 
zur Klassenassistenz erwarten wir von der Ar-
beitsgruppe, dass unsere nachfolgend aufge-
führten Bedenken in der Ausarbeitung Berück-
sichtigung finden: keine «Assistenzlehrperso-
nen» – vor allem nicht bei Kindern mit besonde-
ren Bedürfnissen –, Einführung der verantwort- 
lichen Lehrpersonen, Definition des Bedarfs, An-
leitung und Einsatzmöglichkeiten für die Klas-
sen assistenz, Bedingungen für den Einsatz von 
Klassenassistenzen, Auswahlverfahren, Anstel-
lungsbedingungen. Funktionen, Zuständigkei-
ten, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten, vor 
allem auch in Abgrenzung gegenüber den SHP 
müssen klar und eindeutig geregelt sein. Vor die-
sem Hintergrund führte Stephan Herzer, Redak-
tor des Mitteilungsblattes, das Interview mit Bea 
Zumwald.

4.6 Schlussbemerkung und Dank
Im Mitteilungsblatt wie auch über die Homepage 
versuchen wir alle Mitglieder möglichst umfas-
send und genau zu informieren. Der gesamte 
Wortlaut des KSH-Vorstandes zur Vernehmlas-
sung «Neuer Lehrplan Kanton St. Gallen» ist im 
aktuellen Mitteilungsblatt auf den Seiten 7 und 8 
abdruckt. 

Der Erziehungsrat hat am 21. Mai 2015 die 
Einführung, die Rahmenbedingungen und die 
Umsetzung zum neuen Lehrplan erlassen und 
die Regierung hat diesen genehmigt. Mit dem 
Erlass veröffentlichte das Amt für Volksschule 
eine Zusammenfassung der Vernehmlassungs-

eingaben. Die KSH schätzt die Informationen 
und die Transparenz.

Der Präsident dankt für die konstruktive Zusam-
menarbeit, das gegenseitige Verständnis und 
das Engagement in den verschiedensten Tätig-
keitsbereichen:
•  dem Erziehungsrat und allen Mitarbeitenden 

im BLD, vor allem dem Amt für Volksschule 
und Abteilung Sonderpädagogik;

•  dem Präsidium und der Geschäftsleitung des 
KLV;

•  den Präsidien der Konvente und der Pädagogi-
schen Kommissionen; vor allem den Vertretun-
gen der Schulischen Heilpädagogik in den PK 
1, 2, 3;

• den Präsidien der assoziierten Verbände.
Ein spezieller Dank gilt den Kolleginnen und dem 
Kollegen des Vorstandes der KSH, ebenso allen 
Mitgliedern der KSH für das Vertrauen, die Wert-
schätzung und das Wohlwollen und den Schul-
hausverantwortlichen für ihre Mit- und Zusam-
menarbeit.

Abschliessend wirbt Daniel Baumgartner für in-
teressierte Vorstandsmitglieder, die umfassend 
informiert sein und sich engagiert für die Anlie-
gen der Sonderpädagogik und den Berufsver-
band einsetzen möchten.

Die Vizepräsidentin, Madlen Ingber-Guler, lässt 
über den Bericht im Mitteilungsblatt mit den 
mündlichen Ausführungen des Präsidenten ab-
stimmen. Dieser wird einstimmig genehmigt 
und mit Applaus verdankt.

Hansruedi Vogel, Präsidium des KLV, übermittelt 
einige Gedanken aus dem KLV. Prof. Dr. Erwin 
Beck, Rektor der PHSG, erläutert einige Eck-
punkte zur Ausbildung der Schulischen Heilpäd-
agoginnen und Heilpädagogen in Rorschach. 
Weitere Informationen von RR St. Kölliker, aus 
der Geschäftsleitung des KLV und aus den Ver-
bänden der Schulträger und der Schulleitungen 
folgen im Plenumsteil des Bildungstages.

5. Jahresrechnung 
Die Kassierin Karin Baumgartner-Zahner erläu-
tert die Jahresrechnung, die im Mitteilungsblatt 
auf Seite 10 veröffentlicht ist. Die Diskussion wird 
nicht genutzt.

6. Revisionsbericht
Die Revisoren Eveline Keller und Markus Gerig 
stellen fest, dass das Kassabuch korrekt und 
übersichtlich geführt wurde, alle Belege überein-
stimmen und das Vermögen ausgewiesen ist. 
Die Vollversammlung genehmigt die Jahresrech-
nung und verdankt die Arbeit von Karin Baum-
gartner mit einem grossen Applaus. 

7. Budget und Jahresbeitrag 
Der Präsident stimmt über das Budget und die 
begründete Erhöhung des Jahresbeitrages von 
Fr. 90.– ab. Der Erhöhung wird ohne Gegen-
stimme zugestimmt. 

8. Budget 
Das Budget ist auf Seite 11 im MB dargestellt. 
 Karin Baumgartner erläutert den halbierten 
Staatsbeitrag von Fr. 3200.–. Die Diskussion wird 
nicht gewünscht. Das Budget wird einstimmig 
und mit Applaus genehmigt.

9. Verabschiedung
Zwei Vorstandsmitglieder reichten ihren Rück-
tritt ein: 

Karin Baumgartner
Karin war als Vertretung des Kantons Appenzell 
seit 2004 im Vorstand. Sie amtete während der 
11 Jahre als umsichtige und gewissenhafte Kas-
sierin. Besonders geschätzt haben wir jeweils 
den kreativen Einsatz der Familien Baumgartner 
und Zahner bei der floristischen Verschönerung 
der GBS an den Hauptversammlungen während 
der letzten Jahre.

Ruth Sieber
Im Jahre 2008 wurde Ruth Sieber zuerst als Bei-
sitzerin in den Vorstand gewählt. Nach der De-
mission von Doris Gut übernahm sie das Aktua-
riat. Der Präsident bedankt sich im Namen der 
KSH für die Mitarbeit im Vorstand.

Eveline Keller und Markus Gerig 
Ebenfalls reichten Markus Gerig und Eveline Kel-
ler ihre Demission als Revisor und Revisorin ein. 
Auch ihr kompetentes Engagement wird ver-
dankt.

Verabschiedung und Gedenken an Hanspeter Luzi
Die Vollversammlung gedenkt dem heilpädago-
gischen Wirken und dem Weggang von Hanspe-
ter Luzi, Institutionsleitung im Schulheim Lang-
halde in Abtwil mit einer Schweigeminute.

10. Wahlen
Als Nachfolgerin für den Vorstand wählt die Voll-
versammlung Tina Blanke-Scholer einstimmig. 
Tina Blanke-Scholer arbeitete bereits vor Jahren 
in der Arbeitsgruppe Lehrmittel und engagierte 
sich in der ehemaligen PK VI. 

Weiter wählt die Hauptversammlung Anne 
Wimmer, Uttwil und Maegi Bauer, Arbon als 
künftige Revisorinnen.

11. Anträge der Mitglieder
Es sind keine schriftlichen Anträge eingegangen.
Karin Baumgartner-Zahner wird auf Vorschlag 
des Vorstandes zum Ehrenmitglied der KSH er-
nannt.

12. Allgemeine Umfrage
Die Allgemeine Umfrage wird nicht genutzt.

Im Anschluss an die Konventsversammlungen 
findet der Plenumsteil mit weiteren Informatio-
nen und politischen Voten von Regierungsrat 
Stefan Kölliker, des KLV und von den Verbänden 
der Schulträger und der Schulleitungen statt. Die 
Jodlerin Nadja Räss leitet über zum Referat von 
Steffen Kirchner, Motivationstrainer und Mental-
coach: «AUSZEIT – Was man vom Energiemanage-
ment von Profisportlern lernen kann».

Bütschwil, 6. Juli 2016

Für das Protokoll: Madlen Ingber-Guler

PROTOKOLL KSHHV 2015
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Einladung
Hauptversammlung der KSH SG/AI und Bildungstag 2016 
Samstag, 17. September 2016
OLMA-Halle Nr. 503, 9000 St. Gallen

08.00 Uhr Türöffnung – Markt – Kaffee, Brötli

08.30 Uhr Hauptversammlung der KSH
  gemäss den Vorgaben der Statuten

10.00 Uhr Pausenverpflegung – Markt – Meeting-Point

11.00 Uhr Bildungstag 2016
   mit den Lehrpersonen des Kindergartens,  

der Unterstufe, der Schulischen Heilpädagogik 
sowie der Handarbeit und Hauswirtschaft

  
   Podiumsdiskussion
  «Wer oder was prägt unsere Schule?»

Intermezzo  «OSZ open out», ehemalige Band 
des OZ Schönau St. Gallen

12.30 Uhr «Ist unser Hirn vernünftig?»
   Prof. Dr. Lutz Jänke, Neuropsychologe & 

kognitiver Neurowissenschaftler der  
Universität Zürich

Intermezzo  «OSZ open out», ehemalige Band 
des OZ Schönau St. Gallen

13.30 Uhr Verabschiedung

Traktandenliste
Jahrestagung vom 17. September 2016 in St. Gallen

Traktanden der Hauptversammlung

 1.  Begrüssung

 2.  Wahl der Stimmenzähler/der Stimmenzählerinnen

 3.  Protokoll der HV 2015

 4. Jahresbericht des Präsidenten

 5. Jahresrechnung 2015/2016

 6.  Revisorenbericht

 7.  Jahresbeitrag 2016/2017

 8.  Budget 2016/2017

 9.  Verabschiedungen

10. Wahlen

11. Anträge der Mitglieder

12. Mitteilungen / Informationen

13. Allgemeine Umfrage

Anträge zuhanden der Hauptversammlung müssen min-
destens 14 Tage vorher dem Präsidenten schriftlich einge-
reicht werden.

August 2016 Vorstand KSH

Wahlvorschlag der KSH

Susanne Schwyn
Nach einem Vereinsjahr, in dem der Vorstand gegenüber den Vorjahren nur aus acht Mitglie-
dern bestanden hat, empfiehlt er als neuntes Mitglied an der bevorstehenden HV Susanne 
Schwyn Jörg zur Wahl.

Gerne stelle ich mich zur Wahl in den KSH-Vorstand und hoffe, mit meiner pädagogischen 
 Erfahrung ein breites Interessensspektrum von Kolleginnen und Kollegen vertreten zu können. 

Ich bin 38 Jahre alt, lebe in Heiden AR und bin Mutter zweier Kinder. Nach meiner Ausbil-
dung zur Kindergärtnerin und mehrjährigen Tätigkeit in der Schuleingangsstufe habe ich mich 
nach der Zweitwegmatura zur Primarlehrerin weitergebildet. An der HfH habe ich 2009 das 
Studium der Heilpädagogik bei Schulschwierigkeiten abgeschlossen. Mittlerweile arbeite ich 
seit über 10 Jahren im Bereich ISF auf der Primar- und Kindergartenstufe des Kantons Appen-
zell Ausserrhoden und St. Gallen. Als spannende Ergänzung zur Arbeit im Bereich ISF in der 
 Primarschule der Stadt St. Gallen, war ich in den letzten fünf Jahren Mitglied der Pädagogi-
schen Kommission (PK 1) und der Arbeitsgruppe Lehrmittel. Das Mitwirken in Kommissionen 
und Arbeitsgruppen bereichert und ergänzt die praktische Arbeit mit den Schülerinnen und 
Schülern, welche bei mir im Zentrum steht. Ich würde mich freuen, wenn ihr mich an der HV 
in den Vorstand wählen würdet und ich die ehrenvolle Aufgabe, für unseren Berufsstand ein-
zustehen, mit Freude und vollem Einsatz wahrnehmen dürfte.
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Revisorenbericht der KSH
zuhanden der Hauptversammlung vom 19. September 2016

Wir haben die Jahresrechnung 2015/2016 geprüft und halten Folgendes fest:

1. Das Kassabuch wurde von Tina Blanke-Scholer ordnungsgemäss und sauber geführt.
2. Die Buchungen stimmen mit den Belegen überein.
3. Das Vermögen von Fr. 26’280.50 ist ausgewiesen. Der Gewinn beträgt danach Fr. 6780.40.

Wir beantragen der Hauptversammlung:
• Die Jahresrechnung 2015/2016 zu genehmigen.
• Die Kassierin und den gesamten Vorstand mit einem herzlichen Dank für die geleistete Arbeit zu entlasten.

St. Gallen, 1. Juli 2016

Die Revisoren:

Mägi Bauer Anne Wimmer

Jahresrechnung 2015/2016
Budget  2015/2016    Rechnung 2015/2016 Budget  2016/2017  
Aufwand Ertrag Aufwand Ertrag Aufwand Ertrag

Bildungstag Fr. 3'500.00 Fr. 3'053.30 Fr. 3'500.00
Mitteilungsblatt Fr. 7'200.00 Fr. 7'266.98 Fr. 7'300.00
Kommissionsarbeit Fr. 33'000.00 Fr. 28'322.72 Fr. 32'000.00
Verwaltung Fr. 2'000.00 Fr. 5'060.80 Fr. 524.60 Fr. 5'000.00
Verschiedenes Fr. 1'000.00 Fr. 0.00 Fr. 500.00
Gipfeltreffen Fr. 1'000.00 Fr. 531.40 Fr. 800.00
Mitgliederbeiträge Fr. 45'000.00 Fr. 47'270.00 Fr. 46'000.00
Staatsbeitrag Fr. 3'400.00 Fr. 3'800.00 Fr. 3'800.00
Homepage Fr. 700.00 Fr. 579.00 Fr. 700.00

Fr. 48'400.00 Fr. 48'400.00 Fr. 44'814.20 Fr. 51'594.60 Fr. 49'800.00 Fr. 49'800.00
Gewinn Fr. 6'780.40

Fr. 51'594.60 Fr. 51'594.60

Aktiven Passiven 
Kassa Fr. 275.15 Vereinsvermögen Fr. 26'280.50
Bank, Raiffeisenkonto Region Arbon Fr. 26'005.35

Fr. 26'280.50 Fr. 26'280.50

Vermögensverlauf 2016
Vermögensbestand 01.07.15 Fr. 19'500.10
Vermögensbestand 01.07.16 Fr. 26'280.50
Jahresgewinn 2016 Fr. 6'780.40

Steinach, 1.Juli 2016 Die Kassierin: Tina Blanke-Scholer

Budget 2016/2017

Bilanz per 1. Juli 2016

Budget  2015/2016    Rechnung 2015/2016 Budget  2016/2017  
Aufwand Ertrag Aufwand Ertrag Aufwand Ertrag

Bildungstag Fr. 3'500.00 Fr. 3'053.30 Fr. 3'500.00
Mitteilungsblatt Fr. 7'200.00 Fr. 7'266.98 Fr. 7'300.00
Kommissionsarbeit Fr. 33'000.00 Fr. 28'322.72 Fr. 32'000.00
Verwaltung Fr. 2'000.00 Fr. 5'060.80 Fr. 524.60 Fr. 5'000.00
Verschiedenes Fr. 1'000.00 Fr. 0.00 Fr. 500.00
Gipfeltreffen Fr. 1'000.00 Fr. 531.40 Fr. 800.00
Mitgliederbeiträge Fr. 45'000.00 Fr. 47'270.00 Fr. 46'000.00
Staatsbeitrag Fr. 3'400.00 Fr. 3'800.00 Fr. 3'800.00
Homepage Fr. 700.00 Fr. 579.00 Fr. 700.00

Fr. 48'400.00 Fr. 48'400.00 Fr. 44'814.20 Fr. 51'594.60 Fr. 49'800.00 Fr. 49'800.00
Gewinn Fr. 6'780.40

Fr. 51'594.60 Fr. 51'594.60

Aktiven Passiven 
Kassa Fr. 275.15 Vereinsvermögen Fr. 26'280.50
Bank, Raiffeisenkonto Region Arbon Fr. 26'005.35

Fr. 26'280.50 Fr. 26'280.50

Vermögensverlauf 2016
Vermögensbestand 01.07.15 Fr. 19'500.10
Vermögensbestand 01.07.16 Fr. 26'280.50
Jahresgewinn 2016 Fr. 6'780.40

Steinach, 1.Juli 2016 Die Kassierin: Tina Blanke-Scholer

Budget 2016/2017

Bilanz per 1. Juli 2016

Budget  2015/2016    Rechnung 2015/2016 Budget  2016/2017  
Aufwand Ertrag Aufwand Ertrag Aufwand Ertrag

Bildungstag Fr. 3'500.00 Fr. 3'053.30 Fr. 3'500.00
Mitteilungsblatt Fr. 7'200.00 Fr. 7'266.98 Fr. 7'300.00
Kommissionsarbeit Fr. 33'000.00 Fr. 28'322.72 Fr. 32'000.00
Verwaltung Fr. 2'000.00 Fr. 5'060.80 Fr. 524.60 Fr. 5'000.00
Verschiedenes Fr. 1'000.00 Fr. 0.00 Fr. 500.00
Gipfeltreffen Fr. 1'000.00 Fr. 531.40 Fr. 800.00
Mitgliederbeiträge Fr. 45'000.00 Fr. 47'270.00 Fr. 46'000.00
Staatsbeitrag Fr. 3'400.00 Fr. 3'800.00 Fr. 3'800.00
Homepage Fr. 700.00 Fr. 579.00 Fr. 700.00

Fr. 48'400.00 Fr. 48'400.00 Fr. 44'814.20 Fr. 51'594.60 Fr. 49'800.00 Fr. 49'800.00
Gewinn Fr. 6'780.40

Fr. 51'594.60 Fr. 51'594.60

Aktiven Passiven 
Kassa Fr. 275.15 Vereinsvermögen Fr. 26'280.50
Bank, Raiffeisenkonto Region Arbon Fr. 26'005.35

Fr. 26'280.50 Fr. 26'280.50

Vermögensverlauf 2016
Vermögensbestand 01.07.15 Fr. 19'500.10
Vermögensbestand 01.07.16 Fr. 26'280.50
Jahresgewinn 2016 Fr. 6'780.40

Steinach, 1.Juli 2016 Die Kassierin: Tina Blanke-Scholer

Budget 2016/2017

Bilanz per 1. Juli 2016



14 KSH-Mitteilungsblatt l August 2016

Das Allgemeine vom Besonderen her denken
Das Intensive Förderprogramm für Kinder und Jugendliche mit einer geistigen Behinderung und psychischen Störungen – 
IFJ.

Gemäss Leitsatz 1 in unserem Berufsleitbild (KSH-SG/AI vom 
November 2013) stehen SHP als Fachpersonen in Sachen 
Umgang mit Heterogenität im Unterricht der Regelklassen-
lehrperson bzw. Schulleitung beratend zur Seite. SHP haben 
diese Aufgabe, weil sie im Umgang mit besonderen Bedürf-
nissen eine besondere Ausbildung genossen und spezifi-
sche Berufserfahrung gesammelt haben. 

Der Beitrag, den die Heilpädagogik an die Entwicklung 
von Schule leistet, liegt in ihrer besonderen Stellung am 
«Rande der Norm» begründet, von wo aus sie ihre Erfahrun-
gen beisteuert. Dort, wo die Bedingungen schwierig sind, 
trennt sich in Sachen Methodik, Didaktik oder pädago-
gischer Haltung die Spreu rasch vom Weizen. Das heisst, 
dass sich insbesondere in der Sonderpädagogik zeigt, wel-
che Massnahmen, Rahmenbedingungen oder methodisch-
didak tischen Zugänge sich als wirksam und zielführend, 
oder als redundant oder gar schädlich erweisen. Dieser 
Überlegung folgt auch das neue Sonderpädagogik-Konzept 
des Kantons St. Gallen, worin die sogenannte «Beratung und 
Unterstützung» der Regelschulen explizit als Aufgabe der 
Sonderschulen festgehalten wird.

Nun sind Prädikate wie «regelhaft» oder «besonders» na-
turgemäss unscharf und auch die Bedingungen, unter de-
nen Pädagogik betrieben wird, können mehr oder minder 
schwierig sein. Demzufolge tun wir gut daran, auch unserer-
seits bisweilen eine «noch besonderere» Perspektive einzu-
nehmen, wenn wir unseren sonderpädagogischen Alltag 
 reflektieren. Aus diesem Grund riskieren wir wieder einen 
Blick über die Kantons- und Schulgrenzen hinaus, diesmal in 
den Kanton Zürich, wo wir dem Haus Säntis der Stiftung 
Bühl in Wädenswil einen Besuch abstatteten.

Dort ist seit nunmehr acht Jahren das «Intensive Förder-
programm für Kinder und Jugendliche mit einer geistigen 
Behinderung und psychischen Störungen» (IFJ) unterge-
bracht. Zunächst aufgrund einer Bedürfnisanalyse der Stif-
tung Bühl als Pilotprojekt ins Leben gerufen, ist es seit 2012 
im kantonalen «Konzept für die psychiatrische Versorgung 
von Kindern und Jugendlichen mit einer geistigen Behinde-
rung» eingebunden. Im IFJ werden Kinder und Jugendliche 
mit Doppeldiagnosen in einer «therapeutischen Wohn-
schulgruppe» sozial- und heilpädagogisch wie auch psychi-
atrisch-psychologisch betreut.

Für die sechs Wohn- und Therapieplätze zuständig ist ein 
zwölfköpfiges Team, bestehend aus acht SozPäd (640 Stel-
lenprozente), zwei SHP (135 %), einer Psychiaterin (10 %) 
und einem Psychologen (20 %).

Wir haben mit dem Teamleiter, Herr Darko Zupan und 
 einer der beiden Heilpädagoginnen, Frau Ruth Frei ein be-
merkenswertes Gespräch führen dürfen, von dem wir hier 
einige Auszüge präsentieren möchten, von denen wir glau-

ben, dass sie der professionellen Selbstreflexion dienlich 
sein können.

Das Gespräch führte Stephan Herzer.

Mitteilungsblatt (MB): Herr Zupan, Frau Frei, ich muss geste-
hen, der Moment, da ich zum ersten Mal vom IFJ gehört 
habe, war auch der Moment, da ich mir das erste Mal Ge-
danken darüber gemacht habe, dass Kinder und Jugendli-
che mit einer geistigen Behinderung ja genauso wie nicht 
betroffene eine psychische Störung erwerben können. Ich 
habe bislang einfach nicht daran gedacht, dabei liegt es ja 
auf der Hand.
Darko Zupan (DZ): Das liegt sogar mehr als auf der Hand. 
Aus der Forschung weiss man, dass Kinder und Jugendliche 
mit einer geistigen oder Lernbehinderung sogar ein höhe-
res Risiko tragen, zusätzlich auch psychische Störungen 
bzw. Auffälligkeiten zu entwickeln. Das hat zu tun mit der 
Ausbildung von Handlungsschemata, Bewältigungssche-
mata, es hat aber auch zu tun mit familiären Hintergründen, 
welche für Familien mit Kindern mit einer geistigen Behin-
derung besonders anspruchsvoll sind. Es hat zu tun mit Ge-
fühlen, mit sozialem Umgang etc. Das Bestehen im sozialen 
Kontext stellt jeden Heranwachsenden vor differenzierte 
Herausforderungen, welche Kinder und Jugendliche mit 
 einer geistigen Behinderung aufgrund ihrer kognitiven Ein-
schränkungen oft nicht adäquat bewältigen können. Wenn 
sie überdies noch einen schwierigen familiären Hintergrund 
haben, oder soziale Probleme, wenn zudem transgenetisch 
noch das Risiko einer psychischen Belastung in der Familie 
vorliegt, dann entsteht relativ schnell ein grosses Problem. 
Es liegt also mehr als auf der Hand, dass die Ausgangslage 
für Kinder und Jugendliche mit geistiger Behinderung be-
sonders anspruchsvoll und deren Anfälligkeit für psychische 
Auffälligkeiten und Störungen erhöht ist.
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Ruth Frei (RF): Schulisch ist das ja gut nachvollziehbar. Wenn 
wir einen sechzehnjährigen Schüler haben, der seit Jahren 
Misserfolge erlebt und deshalb frustriert ist, führt das oft zu 
negativen Auswirkungen, auch auf die Psyche. Dazu kommt 
noch die Familie: Er schafft es nicht und sein Bruder hat das 
doch ganz einfach kapiert. Ich denke, unter solchen Um-
ständen entsteht sehr leicht eine psychiatrische Symptoma-
tik.

MB: 2012 erhielt der Kanton ZH ein dreistufiges «Konzept für 
die psychiatrische Versorgung von Kindern und Jugendli-
chen mit geistiger Behinderung». In dessen Präambel stösst 
man zunächst auf ein Bekenntnis zu Integration, bzw. Inklu-
sion mit dem ausdrücklichen Hinweis, dass herkömmliche 
jugendpsychiatrische Einrichtungen den besonderen Be-
dürfnissen von Kindern und Jugendlichen mit einer geisti-
gen Behinderung zu entsprechen hätten. Sogleich wird aber 
relativiert: «Für die Behandlung von Kindern und Jugendli-
chen mit geistiger Behinderung und psychischen Störungen 
reichten die bestehenden psychiatrischen Angebote bis an-
hin nicht aus.» Worin bestehen also die besonderen Bedürf-
nisse und wieso können herkömmliche Einrichtungen diesen 
nicht entsprechen?
DZ: Man macht immer wieder die Erfahrung, dass es Kinder 
und Jugendliche gibt, welche ein Setting, sei das Schule 
oder Wohngruppe, dermassen stark belasten, dass sie bei 
 allem guten Willen nicht tragbar sind. Man hat natürlich ver-
sucht, diese jungen Menschen psychiatrisch zu versorgen, 
aber in der Psychiatrie ist das Problem, dass die Normalkon-
zepte für Kinder mit kognitiven Einschränkungen nicht grei-
fen und dass sich die klassische Psychiatrie in dieser Nische 
eigentlich nicht auskennt. Und das macht dann die Versor-
gung schwierig.

Sie erwähnen eine gewisse Diskrepanz zum Bekenntnis 
zu Inklusion. Auf den ersten Blick scheint das IFJ tatsächlich 
eine Separation innerhalb der Separation zu sein. Man muss 
aber sehen, dass diese Kinder oder Jugendlichen oft aus 
 einer verzweifelten Lage aus der stationären Psychiatrie zu 
uns kommen. Also aus einer Situation, die noch viel mehr 
Ausschluss bedeutet. Es ist ausserdem immer unser Ziel, sie 
wieder in ein normales Setting zurückzuintegrieren. Hier 
profitieren wir von der Grösse der Institution der Stiftung 
Bühl. Wir haben zum Beispiel jetzt jemanden bei uns, der 
 inzwischen wieder regulär zur Schule gehen kann, aber wei-
terhin bei uns wohnt, oder jemand, der intern ausgebildet 
werden kann, aber weiterhin die Sicherheit unserer Wohn-
situation braucht. 

Im Übrigen ist die Initiative zum IFJ nicht vom Kanton 
ausgegangen, sondern die Stiftung Bühl hat von sich aus 
über den Stiftungsrat und einige führende Leute im Bühl 
entschieden, ein Vorprojekt ins Leben zu rufen. Dies aus der 
Erfahrung heraus, dass es eben Kinder und Jugendliche 
gibt, welche jedes Setting sprengen. Das Bühl hat die ersten 
Jahre selber das Geld in die Hand genommen und das Pro-
jekt finanziert. Der Kanton hat es erst später anerkannt. Das 
IFJ ist also aus der Notwendigkeit heraus entstanden, dass 
es diese Plätze ganz einfach braucht.

RF: Wenn Schüler aus der Psychiatrie oder aus unerträg-
lichen Schulsituationen zu uns kommen, können sie meist 
nicht im herkömmlichen Sinn beschult werden. Sie alle tra-
gen einen dermassen grossen Rucksack an Schulabbrüchen, 
Schulverweigerung, Schulverweisen mit sich, dass es zu-
nächst nur darum geht, sie soweit fit zu machen, dass sie 
wieder Teil einer Klasse sein können, dass ihnen Schule auch 
etwas bringt. Es ist wirklich so, dass das Schulische zu Be-
ginn bloss zu einem kleinen Teil im Zentrum unserer Arbeit 
steht. Wir müssen uns stark auf Ressourcen konzentrieren 
und versuchen, wieder einen positiven Zugang zum Lernen 
zu finden. Bis ein Kind wieder sagt, es lerne gerne und 
möchte gerne weiterkommen, vergeht meist ziemlich viel 
Zeit – manchmal zwei bis drei Jahre. Erst dann kann Schule 
auch wieder positiv gelingen.

MB: Offenbar geht einem Eintritt ins IFJ sehr oft eine lange 
Leidenszeit für die Kinder oder Jugendlichen voraus. Wie 
lange dauert es in der Regel, sie wieder soweit zu stabilisie-
ren, dass eine Reintegration möglich wird?
DZ: Das ist sehr unterschiedlich und hat mit den familiären 
Hintergründen sowie mit der Symptomatik zu tun. 

RF: Was wir stark merken ist: Es ist einfacher, wieder einen 
Weg zu finden wenn die Kinder jünger sind, als wenn sie als 
Jugendliche zu uns kommen. Dann sind sie in der Pubertät 
und tragen einen umso grösseren Schulrucksack mit sich. 
Also dauert es auch entsprechend länger, sie zu stabilisie-
ren.

MB: Können Sie uns Ihre gegenwärtige Klientel kurz schil-
dern, eine konkrete Vorstellung vermitteln?
DZ: Über den Daumen gepeilt könnte man vielleicht sagen, 
dass es mehrheitlich die sozial auffälligen, psychischen Symp-
tomatiken sind, mit denen wir es zu tun haben. Kinder und 
Jugendliche, die in sich gekehrt sind, mit eher depressiven 
Zügen, fallen einfach weniger auf. Das heisst natürlich nicht, 
dass diese Themen einfacher zu bearbeiten wären, sie sind 
bloss für das Umfeld einfacher auszuhalten. Zu uns kom-
men daher mehrheitlich Schülerinnen und Schüler, welche 
hohe Aufmerksamkeit beanspruchen, die auffällig sind, 
Schwierigkeiten haben mit Übergängen, mit Mitschülern – 
in erster Linie halt solche, welche die Leute rund um sie 
 herum auf Trab halten. Im Dreistufen-Modell unseres Kan-
tons stellt unser Angebot die Stufe zwei dar. Kinder und 
 Jugendliche, welche sich selbst oder andere ernsthaft 
 gefährden, können wir hier nicht betreuen, da bleibt nur 
Stufe drei: die stationäre Psychiatrie.

MB: Sie sagten vorhin, das IFJ sei aus dem Bedarf nach sol-
chen Plätzen heraus entstanden – ist dieser Bedarf nun ge-
deckt? Ist das Angebot ausreichend oder haben Sie Warte-
listen? 
DZ: Also der Kanton ZH hat sechs Plätze bei uns in der Stif-
tung Bühl. Wir haben eher die Klienten mit leichter bis mit-
telgradiger Intelligenzminderung, die Ilgenhalde in Fehralt-
dorf hat ebenfalls vier Plätze, die sind aber eher für Klienten 

DAS ALLGEMEINE VOM BESONDEREN HER DENKEN
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mit schwerer bis schwerster Intellingenzminderung. Der 
Kanton ZH hat also insgesamt zehn Plätze.

Ich glaube, mit der Individualisierung der Gesellschaft 
nehmen die psychischen Probleme im Allgemeinen zu, das 
zieht sich durch alle Bevölkerungsschichten und darum 
auch durch den Behindertenbereich. Und mit unseren sechs 
Plätzen sind wir natürlich voll besetzt. Wir haben derzeit 
zwei Schüler in der Psychiatrie, die bis im Sommer warten 
müssen, bis sie bei uns eintreten können. Es gibt momentan 
nur wenige Kantone mit einem ähnlichen Angebot. 

MB: Nach acht Jahren Betrieb können Sie gewiss auch Aus-
sagen über den Erfolg Ihrer Arbeit machen.
DZ: Ich kann das nicht in Zahlen ausdrücken, aber wir sind 
recht erfolgreich in der Weiterplatzierung. Sogar bei wirklich 
schwierigen Klienten. In all den Jahren gab es vielleicht zwei 
bis drei Klienten, wo der Anschluss nicht zufriedenstellend 
gelungen ist. Da bestand das Problem darin, dass wir hier an 
der Stiftung Bühl unsere Klienten nur bis nach ihrer Ausbil-
dung betreuen können. Für Erwachsene gibt es bislang 
keine Stufe zwei, d.h. eine Betreuung von Menschen mit 
doppelter Diagnose ohne Selbst- und Fremdgefährdung. 
Das ist zwar in Planung, aber bisher noch nicht umgesetzt. 
Wenn wir also ganz anspruchsvolle Klienten haben, dann 
haben wir das Problem, dass wir sie wieder in niederschwel-
ligere Angebote weitergeben müssen. Was nicht unbedingt 
optimal ist. 

RF: Wichtig ist einfach ein langsames Aufgleisen. Wir Heil-
pädagoginnen sind auch eng verbunden mit den Klassen-
lehrkräften in den übernehmenden Klassen und klären lau-
fend ab, was möglich ist, was nicht, was der betreffende 
 Jugendlich an speziellen Massnahmen braucht. So kann es 
in den meisten Fällen gelingen.

Aber wir brauchen Zeit. Am Anfang kann vielleicht noch 
kein einziger Fehler zugelassen werden. Erst wenn Selbst-
vertrauen und Frustrationstoleranz, der Glaube an Selbst-
wirksamkeit wieder soweit hergestellt sind, kann ich über-
haupt eine Arbeit korrigieren – man muss langsam auf-
bauen. Dasselbe gilt für die sozialen Kompetenzen. Wenn 
diese langsam wieder erstarken, kommt der Punkt, wo der 
Systemwechsel hinaus aus unserem kleinen Rahmen mög-
lich wird. Aber das muss langsam, klar und stufenweise auf-
gebaut werden. 

MB: Ich möchte noch etwas erfahren über das Personal, wel-
ches hier arbeitet. Können Sie uns sagen, welche besondere 
Kompetenzen oder Qualifikationen das Fachpersonal mit-
bringen muss. Schliesslich müssen sie mit etwas klarkom-
men, womit andere bisher nicht klargekommen sind.
RF: Von der Schule her braucht es sicher eine gewisse Schul-
erfahrung. Diese muss nicht in vergleichbaren Settings ge-
macht worden sein, aber es braucht diese Erfahrung, ver-
bunden mit der entsprechenden Persönlichkeit, dass man in 
der Unterrichtssituation sehr flexibel reagieren kann. Unter-
richt hier ist sehr schwer planbar. Wir machen zwar individu-
elle Planungen aufgrund persönlicher Lernstandsanalysen, 

aber wie der konkrete Schultag ablaufen wird, weiss ich 
morgens um halb neun noch nicht. Man muss sehr sensibel 
reagieren, vor allem auch auf die sozialen Störungen. Ich 
denke, es ist auf der anderen Seite eine Freude, mit zahlen-
mässig wenig Jugendlichen arbeiten zu können, sehr indivi-
dualisierend arbeiten zu können. Es ist sicher ein ganz ande-
res Bild von Unterricht als das, was man aus integrativen 
Settings kennt. 

DZ: Grundsätzlich kann man sagen, dass das hier ein ausser-
gewöhnlicher Arbeitsplatz ist. Wir sind wirklich ein Team, ein 
interdisziplinäres Team, und die Leute, die hier arbeiten, 
müssen mit Herzblut dabei sein, sie müssen interdisziplinär 
mit anderen Professionen zusammenarbeiten WOLLEN, 
 engagiert sein. Eigentlich das Übliche – aber mit besonde-
rem Nachdruck. Die notwendigen Qualifikationen erwerben 
sich unsere Mitarbeitenden in internen Weiterbildungen. 
Zum Beispiel ist Aggressionsmanagement Pflicht. Wir sind 
ein sehr stabiles Team mit wenig Fluktuation. Wenn jemand 
neu kommt, braucht er sicherlich ein Jahr, um in Ruhe alles 
zu lernen, was es zu lernen gibt. Und das ist eine Menge. Sei 
das über das Klientel, über psychische Erkrankungen, geis-
tige Behinderungen usw.

Wir arbeiten sehr eng und professionsübergreifend zu-
sammen. Es ist tatsächlich anspruchsvoll, aber unser Team 
ist sehr konstant, schon lange zusammen und gut einge-
spielt. Wir haben gemeinsam viele Erfahrungen gemacht 
und sind ziemlich erprobt. Zentral sind auch Humor, Verläss-
lichkeit, Verbindlichkeit und Möglichkeiten zur Reflexion. 

MB: Wir haben einiges über die besonderen Bedürfnisse der 
Klientel erfahren. Gibt es dementsprechend auch besondere 
Bedürfnisse des Personals? Wie gestaltet sich am IFJ die 
 interdisziplinäre Zusammenarbeit? Von niederschwelligeren 
Angeboten her kennt man das Problem von ungenügenden 
Zeitgefässen und schwieriger Koordination unter den Fach-
schaften.
DZ: Jeden Dienstag haben wir Sitzungstag. Das heisst, von 
neun bis halb zwölf trifft sich das Team «Wohnen» und am 
Nachmittag von eins bis halb drei das gesamte Team inklu-
sive Psychiaterin und Psychologe. Da findet der offizielle in-
terdisziplinäre Austausch statt. Daneben gibt es aber einen 
alltäglichen und engen informellen Austausch. Da treffe ich 
den Psychologen auf dem Areal, rufe schnell der Psychiate-
rin an oder ich kriege eine Mail. Im Wohnen sind auch im-
mer zwei bis drei Leute am Arbeiten. Weil unser Schul-
zimmer räumlich im Gebäude integriert ist, findet laufend 
Austausch statt. Wir nutzen wirklich viele andere Kanäle als 
nur diese Sitzungen. In anderen Heilpädagogischen Institu-
tionen oder Settings ist es natürlich ein wahnsinniger Zeit-
fresser, über alle Klientinnen und Schüler zusammensitzen 
zu müssen. Bei uns konzentriert sich das wirklich auf den 
Dienstag, oder auf informelle Kanäle. Also ich schreie nicht 
nach mehr Zeitgefässen und mehr Koordination!

RF: Es ist aber natürlich wichtig, dass wir von der Schule her 
gut vorbereitet sind. Die Kollegin und ich sprechen genau 
ab, was wir einbringen und wo wir Fragen haben. Anders 
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geht es nicht. Es hilft auch, wenn man einander gut kennt 
und auf einer ähnlichen Linie ist. Aber man muss die Zeit 
wirklich nutzen. Ich denke, das liegt auch an der Teamgrös se. 
Hier haben wir die Möglichkeit, einander gut zu kennen.

DZ: Genau. Ausser der Psychiaterin, dem Psychologen, die 
beide noch anderweitig tätig sind, und einer Heilpädagogin 
arbeitet niemand unter achtzig Prozent. Mit unserem Klien-
tel braucht es auf der Bindungs- und Beziehungsebene viel 
Boden. Und das ist für jemanden, der nicht so oft hier ist, 
nicht machbar.

MB: Es gibt in der Heilpädagogik ein gespanntes Verhältnis 
zur eigenen Berufsbezeichnung. Ursprünglich war die Heil-
Pädagogik eher ein Kind der Medizin als der Schulmeisterei. 
Die ersten Heilpädagogen sind denn auch im weissen Kittel 
herumgelaufen. Besinnt sich die Heilpädagogik an einem 
Setting wie dem IFJ wieder ihrer Wurzeln? Werden im Ver-
bund mit der Psychiatrie hier Schülerinnen und Schüler von 
ihrem Leiden geheilt?
RF: Also mit dem Begriff des Heilens habe ich Mühe. Sicher 
mache ich hier nicht dieselbe Heilpädagogik, wie ich sie von 
meiner vorhergehenden Stelle her kenne. Ich hatte da auch 
Kinder mit Lernbehinderungen, aber der Weg war ein ande-
rer. Hier geht es wirklich darum, dass unsere Jugendlichen 
wieder sich selbst sein dürfen und dort starten, wo sie ste-
hen – und das ist schulisch wirklich manchmal sehr sehr tief – 
auch wenn ich weiss, dass das Potenzial höher wäre, als was 
ein Schüler tatsächlich zeigt. Das ist auch vis-à-vis der Eltern 
zu ertragen, man muss geduldig aufzeigen, dass es langsam 
geht und der Weg weit ist bis zur Erfüllung der Erwartun-
gen, welche sie ans Kind stellen. Es geht vor allem um ein 
ganz stark ressourcenorientiertes Beobachten, Schauen, 
 Begleiten und Weitergehen. Ich meine, wir haben Schüler, 
die wirklich grosse Schwächen haben und das muss man 
aushalten. Und der Schüler ebenfalls, der merkt ja auch, 
dass mehr möglich wäre. Aber heilen kann ich nicht. Die 
Schüler müssen von sich aus ihren Weg gehen. Wenn sie 
dazu nicht bereit sind, können wir noch lange von aussen 
anbieten, da kommen wir keinen Schritt weiter. Wenn sie 
nicht offen sind, dann geht es nicht. Deshalb ist eben die 
Beziehungsebene so wichtig, dass sie Vertrauen fassen, dass 
wir sie auch nicht überfordern – dass ich keine Aufgaben 
gebe, die sie nicht lösen können oder nicht wollen. Darum 
würde ich eher sagen begleiten als heilen.

MB: Begleitpädagogik?
RF: Also ich bin froh, muss ich medizinisch nicht allzu viel 
machen, das wäre gar nicht mein Metier. Ich gehe gemein-
sam mit meinen Schülern und meinen Kolleginnen und Kol-
legen einen Weg mit dem Ziel, dass Schule wieder möglich 
wird. Ich habe lange gebraucht um mir einzugestehen, dass 
auch wenn mein Schüler schon auf 1000 rechnen könnte, 
aber nur bis 10 rechnen will, dann muss ich halt bis 10 rech-
nen, bis er so weit ist. Vielleicht ist das ja ein Weg zur Hei-
lung – oder besser zum Wiederaufbau.

DZ: Vielleicht könnte man sagen, wir stellen einen Raum zur 
Verfügung für eine Form von Selbstheilung. Meine Erfah-
rung in all den Jahren ist, diese Kinder und Jugendlichen 
wollen in eine Schule gehen, sie wollen einen geregelten 
 Tagesablauf, sie wollen wahrgenommen und wertgeschätzt 
werden, sie wollen ihren Weg machen. Das ist wohl die 
grundlegende Erkenntnis. Auf diesem Weg können wir sie 
begleiten. Wir stellen dieses multiperspektivische Setting 
zur Verfügung und in dem drin können sie wieder Fuss fas-
sen im Leben, aus dem sie gekommen sind. 

Das ist vielleicht nicht im eigentlichen Sinn «Heilung». 
Doch wir sehen das pragmatisch: Mit Psychiater, Therapien, 
Medikation und allem wollen wir im Grunde eine Schul-
klasse sein und uns messen an den Ansprüchen von Schule 
und Gesellschaft.

MB: Vielleicht eine allerletzte Frage. Sie leben da etwas, was 
speziell ist und unter speziellen Bedingungen entstanden ist, 
das aber auch eine gewisse Strahlkraft hat. Gibt es also 
 Erkenntnisse, aus denen die Schule an sich, das heisst auch 
unsere Leserschaft etwas lernen kann? Haben Sie eine Bot-
schaft?
RF: Ich hatte vor ein paar Wochen mit meiner Kollegin zu-
sammen die Gelegenheit, an der HfH unser Modell vorzu-
stellen. Anwesend waren lauter angehende SHP, die alle 
schon eine Menge Schulerfahrung mitbringen. Und wir hat-
ten zuerst etwas Bedenken, ob wir denen überhaupt etwas 
Neues erzählen können. Aber wir haben schlussendlich 
wirklich sehr, sehr positive Rückmeldungen erhalten. Die 
Botschaft, dass man da beginnen soll, wo der Schüler effek-
tiv steht – das klingt so banal und jede Lehrperson kennt 
diese Forderung – aber es sich zugestehen zu können, dass 
das Niveau halt zum Teil wirklich tief ist, wäre ein Schlüssel. 
Auch haben wir erkannt, dass wir zeigen können, woran 
Schulkarrieren scheitern. Das sind keine grossen Neuigkei-
ten. Aber wir merken, dass das ganze riesige Therapieange-
bot, mit dem man auf Biegen und Brechen den Erfolg er-
zwingen will, meistens nicht der Weg ist, sondern dass es 
darum geht, das Kind wirklich Kind sein lassen und sich an 
seinen Bedürfnissen zu orientieren. Und das braucht halt 
eben Zeit. Und es braucht Zugeständnisse, auch seitens der 
Eltern, dass ein Kind vielleicht einen ganz eigenen, ganz an-
deren Weg geht. 

DZ: Eine konkrete Botschaft habe ich eigentlich nicht, man 
kann vielleicht sagen, manchmal wäre es wichtig, man hätte 
eine klarere Fallführung und manchmal sind die Fachleute 
stark engagiert und manchmal laufen sie dadurch vielleicht 
in eine Richtung, wo es irgendwann einfach nicht mehr wei-
ter geht. Wir erleben dann oft ganz vermurkste Geschichten.

MB: Was ist daran falsch, wenn jemand sehr engagiert ist?
DZ: Menschen, die sozial oder heilpädagogisch arbeiten, 
sind sehr engagierte Leute, die oft sehr lange an einem Fall 
dranbleiben. Der Klassiker, den wir immer wieder erleben 
ist: Ein Kind ist in einer Schulklasse, ist schwierig. Es ist sozial 
schwierig, zuhause schwierig, am Schluss wird es einzeln 
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beschult und es geht trotzdem nicht. Wenn alle Stricke reis-
sen, kommt es in die psychiatrische Klinik. Das ist, was ich 
meine, wenn ich sage, man geht vielleicht zu weit. Der gute 
Wille führt mitunter zur totalen Überforderung der Systeme. 
Vor allem für die betroffenen Kinder und Jugendlichen wird 
das zum Leidensweg. Es wäre besser, frühzeitig die bestehen-
den Fachstellen beizuziehen, bevor alle Beteiligten überfor-
dert sind. 

MB: Was erwarten Sie an Entwicklung in der Zukunft?
DZ: Schweizweit beginnen sich die Institutionen zu organi-
sieren. Zürich hat das IFJ, aber es gibt auch in anderen Kan-
tonen entsprechende Angebote. Der Kanton St. Gallen be-
treibt im Johanneum etwas Vergleichbares, in Luzern gibt 
es die LUPS, andere Psychiatrien entwickeln sich auch. Wir 
haben mehrmals im Jahr kantonsübergreifende Fallbespre-
chungen und Austausch. Es tut sich etwas in diesem Feld. 
Doppeldiagnosen sind natürlich eine Nische, aber diese Kin-
der und Jugendlichen gibt es, sie sind da – jedoch gibt es 
für sie kaum Plätze. Das ist für diese Kinder, vor allem für sie, 
wirklich zum Verzweifeln.

Auf eine ausufernde «Moral von der Geschicht» verzichten 
wir an dieser Stelle, da die Aussagen für sich sprechen. Die 
Leserschaft wird daraus ihre Erkenntnisse für ihren spezifi-
schen Kontext ziehen und für die Reflexion des eigenen 
 pädagogischen Tuns nutzen können. Es sei bloss ange-
merkt, dass der Verfasser – obschon er staunt – im Grunde 
nicht erstaunt ist, dass es auch unter den schwierigst denk-
baren Bedingungen offenbar die altbekannten Gelingens-
bedingungen sind, welche Pädagogik möglich machen: 
Ausreichend Musse, Präsenz, Professionalität, Kooperation, 
Zuversicht und Ehrlichkeit.

Wir danken Herr Zupan, Frau Frei und dem IFJ der Stif-
tung Bühl herzlich für das Gastrecht und das offene Ge-
spräch.

WEITERLESEN UND DOWNLOAD
www.stiftung-buehl.ch/wir-bieten/heilpaedagogische-schule/
intensiv-foerderprogramm-i�/

DAS ALLGEMEINE VOM BESONDEREN HER DENKEN

« Erziehung ist im wesentlichen das Mittel,

die Ausnahme zu ruinieren zugunsten der Regel.»
Friedrich Nietzsche (1844-1900), dt. Philosoph
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Der Lösungsorientierte Ansatz in der integrativen 
Sozialpädagogik – eine Probe aufs Exempel
Wir erinnern an den Artikel «Gelingensbedingungen in multiprofessionellen Teams» aus unserer letzten Ausgabe (Mittei-
lungsblatt #36, Januar 2016) und dessen Quintessenz: Der gelingenden Zusammenarbeit der Professionen zum Nutzen 
der Schülerinnen und Schüler liegt eine Rollenklärung zugrunde, dieser aber wiederum vertieftes Wissen um die Fach-
gebiete und -inhalte, die Aufgaben und das Berufsverständnis der anderen Professionen, welche im System Schule tätig 
sind. Beispielhaft für diese Forderung werden aus dem folgenden Artikel der sozialpädagogische Approach an das schuli-
sche Setting einige graduelle Unterschiede und sehr viele Gemeinsamkeiten mit der Schulischen Heilpädagogik ersichtlich. 

von Simone Meyer

Der Habitus gibt die Richtung vor
Soziales Verhalten kann erfolgreich sein, das heisst zu Sta-
tusgewinn und Wertschätzung innerhalb der Gruppe füh-
ren. Es kann aber auch zu Misserfolg führen, dann kommt es 
zu Statusverlust und eingeschränkten Mobilitätschancen 
 innerhalb der Gesellschaft. Die Dienste der Sozialpädagogik 
werden von den Schulen insbesondere dort in Anspruch 
genommen, wo das Verhalten eines Schülers oder einer 
Schülerin primär den sozialen – und damit sekundär schuli-
schen – Erfolg gefährdet. Das Verhalten, so versteht es die 
Sozialpädagogik, ist von internen und externen Bedingun-
gen abhängig.

Eine gängige Theorie, die Habitus- und Kapitaltheorie von 
Pierre Bourdieu, besagt, dass Individuen, welche in einem 
bestimmten sozialen Milieu aufwachsen, mit einem darauf 
abgestimmten Habitus und passenden Kapitalien ausge-
stattet sind. Der Habitus verleiht den Individuen, ihrem Den-
ken und Handeln sowie ihrer Wahrnehmung ein individuel-
les Gepräge. Er bringt es auch mit sich, dass Menschen sich 
meist einen auf das Herkunftsmilieu abgestimmten Lebens-
entwurf zurechtlegen, die sogenannte «Amor fati». So kön-
nen Jugendliche in ihren Mobilitätschancen eingeschränkt 
sein, je nachdem mit welchem Habitus und mit welchen 
 Kapitalien sie von ihrer Herkunftsfamilie her ausgestattet 
sind. Bourdieu unterscheidet bei den Kapitalien zwischen 
dem ökonomischen, dem kulturellen, dem sozialen und

dem symbolischen Kapital. Das ökonomische Kapital bein-
haltet den Besitz (oder Mangel) von Geld und Gütern. Mit 
dem kulturellen Kapital sind einerseits kulturelle Kompeten-
zen in Form von Wissen gemeint, welche persönlich erwor-
ben werden müssen (inkorporiertes kulturelles Kapital), an-
dererseits Bildungstitel und Diplome, welche eine Funktion 
legitimieren (institutionalisiertes kulturelles Kapital). Das so-
ziale Kapital ist in Form von Beziehungen vorhanden, es 
zeigt die Zugehörigkeit zu Netzwerken und Gruppen. Das 
soziale Kapital hat (zum Beispiel in Form von «Vitamin B») 
 einen verstärkenden Effekt auf die Aneignung von ökono-
mischem und kulturellem Kapital. Mit dem symbolischen 
Kapital ist das Prestige einer Person gemeint. Wenn eine 
Person wenig symbolisches Kapital besitzt, heisst dies häu-
fig, dass ihm bereits im Voraus Misstrauen entgegen-
gebracht wird – und vice versa. (vgl. Fuchs-Heinritz & König, 
2014)

Es gilt nun die These, dass die Herkunftsfamilie und die 
daraus resultierende Ausstattung mit Kapitalien entweder 
förderlichen oder hinderlichen Einfluss auf die Chancen zur 
gelungenen Integration eines Individuums hat. Zum Bei-
spiel im Falle von Jugendlichen und ihren Chancen auf er-
folgreichen Einstieg ins Berufsleben. Die Soziale Arbeit sieht 
sich in der Pflicht, besonders die Menschen zu unterstützen, 
«die vorübergehend oder dauernd in der Verwirklichung 
 ihres Lebens illegitim eingeschränkt oder deren Zugang zu 
und Teilhabe an gesellschaftlichen Ressourcen ungenügend 
sind» (Avenir Social, 2010, S. 6). In einer modernen Gesell-
schaft hat jeder Mensch das Recht, die Chance auf eine indi-
viduelle Lebensgestaltung zu erhalten und seine Träume zu 
verwirklichen. Doch wie kann dies erreicht werden, wenn 
Habitus und Kapitalien ungünstig sind? 

Wenn es in der Sozialpädagogik um die Entwicklung von 
Verhalten und Persönlichkeit geht, ist der Lösungsorientierte 
Ansatz (LoA) oft die Methode der Wahl. Ich habe versucht, 
mit Hilfe der lösungsorientierten Gesprächsführung die Res-
sourcen von Jugendlichen zu aktivieren und ihre Chancen 
auf eine erfolgreiche Alltagsbewältigung zu erhöhen. Hier-
auf wird in den folgenden beiden Abschnitten weiter einge-
gangen.

Der Lösungsorientierte Ansatz (LoA)
Bei der lösungsorientierten Gesprächsführung richtet die 
Soziale Arbeit ihr Handeln auf ein positives Ziel aus, damit 
ein wirksamer Lösungsweg gefunden werden kann. Als Wei-

Simone Meyer ist Sozialpäda-
gogin in Ausbildung, sie studiert 
Soziale Arbeit an der Fachhoch-
schule St. Gallen. Im Rahmen ih-
res Berufspraktikums erprobt sie 
die Anwendung des Lösungs-
orientierten Ansatzes innerhalb 
der Integrativen Sozialpädago-
gik mit Sonderschülerinnen und 
-Schülern der tipiti-Oberstufen-
sonderschule zur Vorbereitung 
auf die Berufsausbildung. Im 
Rahmen unseres Themenkreises 
um Integration – Inklusion, sowie dem Dauerthema Inter-
disziplinarität freut es uns, ihre Erkenntnisse und Gedanken-
gänge zum Zwecke der Horizonterweiterung mit unserer 
 Leserschaft zu teilen.
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terentwicklung des systemischen Ansatzes, in dem das Um-
feld eines Klienten oder einer Klientin einbezogen wird, 
setzt die Lösungsorientierung darauf, dass Klienten und 
 Klientinnen als Experten und Expertinnen ihres Lebens 
selbst am besten wissen, was gut für sie ist. Der LoA postu-
liert, dass es nicht wichtig sei, ein Problem zu kennen, um zu 
seiner Lösung zu kommen. Probleme sind aus Sicht der 
 Lösungsorientierung fehlgeschlagene Lösungsversuche. 
Diese bringen immer auch Anhaltspunkte mit sich, welche 
auf den «richtigen Weg» hindeuten.

Die lösungsorientierte Gesprächsführung bedient sich 
verschiedenster Fragetechniken, um den Fokus des Klienten 
oder der Klientin in eine positive Richtung zu verschieben. 
Zum Beispiel zirkuläre Fragen, welche die Meinungen des 
Umfelds miteinbeziehen. Oder Skalierungsfragen, welche 
eine Situation besser einschätzen lassen und Verbesserun-
gen aufzeigen. Die Suche nach Ausnahmen ist eine der 
wichtigsten Methoden des LoA, da sie sich am Gelingenden 
orientiert. Es gilt stets, das auszubauen, was funktioniert. 
Mithilfe des «Reframings» werden Probleme relativiert, das 
heisst aus einer anderen Perspektive betrachtet und die po-
sitiven Aspekte eines Problems werden beleuchtet. Es ist oft 
nicht möglich das Problem zu eliminieren, da es meist ein 
Folgeproblem von tieferliegenden Schwierigkeiten darstellt. 
Da es ein kompliziertes und meist auch unnötiges Verfahren 
ist, viel Zeit für die Problemsuche und Diagnostik aufzubrin-
gen – denn man kann sich doch nie ganz sicher sein, dass 
man das zugrundeliegende tatsächliche Problem gefunden 
hat – ist es zielführender, das Problem völlig ausser Acht zu 
lassen. Ein wesentlicher Teil der Lösungsorientierung be-
steht darin, dem Gegenüber Hoffnung zu spenden und es 
dazu anzuhalten, nicht aufzugeben. Dies wird durch ehrli-
che Wertschätzung und Anerkennung erreicht. (vgl. Bamber-
ger, 2015; vgl. auch Widulle, 2012)

Der LoA auf die Probe gestellt
Innerhalb meiner Tätigkeit als Sozialpädagogin in Ausbil-
dung an der Oberstufe einer Sonderschule ergab sich die 
Gelegenheit, den LoA in der Praxis zu erproben. Die lösungs-
orientierte Gesprächsführung wurde anhand zweier Fallbei-
spiele von Schülern mit speziellen Bedürfnissen unter die 
Lupe genommen. Die Unterschiedlichkeit der beiden Ju-
gendlichen sowie ihrer jeweiligen Kontexte gibt Anhalts-
punkte auf die Verwendbarkeit des Ansatzes im schulischen 
Setting.

Fallbeispiel 1
Schüler 1 ist zum Zeitpunkt der Intervention 15 Jahre alt 
und besucht die 2. Oberstufe. Der Berufswahlunterricht ge-
staltete sich bisher schwierig. Als grosser Fan von Eisenbah-
nen hat er ein einziges, aber nur dieses eine Ziel vor Augen: 
eine Lehrstelle als Logistiker Verkehr bei den SBB.

Von vielen Seiten erhält der Jugendliche die Rückmel-
dung, dass dies ein sehr hoch gestecktes Ziel und aufgrund 
seiner Schulnoten schwer zu erreichen sei. Ihm selbst fehlt 
dieses Problembewusstsein allerdings. Nun postuliert der 
LoA, dass jedem Menschen die gleiche Chance auf die Errei-

chung seines Ziels eingeräumt werden sollte. Dem Jugend-
lichen steht also zu, seinen Berufswunsch zu erreichen, ob-
wohl er eine geringe Kapitalausstattung mit sich bringt.

Schüler 1 bringt ein niedriges Selbstwertgefühl mit und 
erlebt Stresssituationen als sehr belastend. Seine Frustra-
tionstoleranz ist folglich niedrig. Bei kleinsten Konflikten mit 
seinen Mitschülern und Mitschülerinnen oder wenn ihm 
Kritik entgegengebracht wird, stellt der Junge sofort auf 
stur und verweigert die weitere Arbeit. Dieses Verhalten 
wird insbesondere im Berufswahlunterricht beobachtet und 
war bereits mehrfach Gegenstand von Elterngesprächen. 
Als Teil der Förderplanung wurde eine sozialpädagogische 
Intervention mit dem Ziel veranlasst, den Schüler so zu stär-
ken, dass er sein Konflikt-Verhalten ablegen und sich offe-
ner auf die weiteren Berufsmöglichkeiten einlassen kann. 

Bei der Intervention handelte es sich um mehrere Bera-
tungsgespräche in einem 1:1-Setting mit dem betreffenden 
Schüler und der Sozialpädagogin i. A. Mein Hauptaugen-
merk legte ich dabei auf das Anwenden von lösungsorien-
tierten Methoden. Das ursprüngliche Ziel rückte allerdings 
ziemlich zu Beginn der Intervention in den Hintergrund. Der 
Berufsfindungsprozess des Schülers entwickelte sich völlig 
unerwartet zu seinen Gunsten. Alle Schritte, welche der Ju-
gendliche zur Erreichung seines Berufsziels des Logistikers 
Verkehr erreichen musste, bestand er mit Bravour. Er war 
zwar schulisch stark im Rückstand, konnte jedoch mit seiner 
überdurchschnittlichen Fähigkeit zum logischen Denken 
punkten. Ausserdem bekam er die Möglichkeit, einige 
Schnuppertage bei Login zu absolvieren. Dort konnte er mit 
seinem Spezialwissen über Züge und die SBB brillieren und 
zeigen, dass er sehr zuverlässig ist und bei vielen Arbeiten 
mitdenkt. Schliesslich wurde er für eine Lehrstelle empfoh-
len. Nach dem Bewerbungsgespräch stand fest, dass der 
Schüler die Lehrstelle bekommen würde.

Was dem Schüler in den Beratungsgesprächen sicherlich 
etwas gebracht hat war, dass er immer wieder unterstützt 
wurde, wenn es einen nächsten Schritt zu bewältigen gab. 
Sei es, dass er auf die Resultate des Eignungstests wartete, 
sich auf das Vorstellungsgespräch vorbereitete oder auf die 
Bestätigung des Termins beim Amtsarzt wartete. Jedes Mal, 
wenn der Erfolg des nächsten Schritts ungewiss war, kam 
der Junge in eine Stresssituation und es verliess ihn der Mut. 
Er hielt die Wartezeiten kaum aus, wurde unruhig und zwei-

Unter «Integrativer Sozialpädagogik» wird ein Konzept 
verstanden, wie es an der tipiti-Oberstufensonderschule in 
Wil zur Anwendung kommt. Analog zur «Integrativen Heil-
pädagogik», wo Schülerinnen und Schüler mit besonderen 
Bedürfnissen innerhalb von Regelklassen durch eine heilpä-
dagogische Fachperson eng begleitet und schulisch unter-
stützt werden, wird unter diesem Begriff die Begleitung 
 einzelner Schüler mit besonderen Bedürfnissen durch die 
Sozialpädagogin oder den Sozialpädagogen parallel zum 
oder innerhalb des regulären Klassen- oder Gruppenunter-
richts verstanden. Die genannten Bedürfnisse sind im Fall 
der «Integrativen Sozialpädagogik» naturgemäss sozialer 
Natur und erfordern sozialpädagogische Begleitung.
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felte stark an sich selbst. Es schien, dass er sich einen Erfolg 
schlecht zugestehen konnte. Hier suchte er mich immer 
wieder für Gespräche auf, um seine Sorgen kundzutun. 
 Dabei habe ich lösungsorientiert interveniert, ihm seine 
Stärken und Ressourcen ins Gedächtnis gerufen und an die 
bisher geschafften Schritte erinnert. Auch half es ihm, sich 
immer wieder der erhofften Zukunftsvorstellung zu entsin-
nen. Denn Ressourcenaktivierung heisst «Mut machen», so 
Bamberger (2015, S. 164).

Es stellt sich nun die Frage, ob es tatsächlich am lösungs-
orientierten Arbeiten mit dem Jungen liegt, dass es mit sei-
ner Lehrstellensuche perfekt geklappt hat. Oder vielleicht 
liegt es auch daran, dass er von sich aus schon genug Moti-
vation mitgebracht hat und sein Ziel durch Eigeninitiative 
erreicht hat. Was es ist, lässt sich schlecht nachweisen. 
 Jedoch gehe ich davon aus, dass beide ihren Beitrag zum 
Gelingen geleistet haben. 

Fallbeispiel 2
Das zweite Fallbeispiel betrifft einen Schüler, welcher 14 
Jahre alt ist und dieselbe Oberstufen-Sonderschule besucht. 
Der Schüler deutete einige Male «nebenbei» an, dass es zu-
hause häufig zu Streit kommt und dass er immer wieder 
Schläge vom Vater einstecken muss. Während das Team ab-
klärte, welcher Handlungsbedarf besteht, bestand mein 
Auftrag darin, ihn mit den Methoden des LoA unterstützend 
zu begleiten. Den Jungen schien seine Situation zu überfor-
dern und er klagte darüber, dass er den Streit mit seinen 
 Eltern nicht mehr länger ertrage. Auch war er unglücklich 
darüber, dass seine Eltern selten etwas mit ihm unterneh-
men würden.

Ich trug ihm auf, vermehrt darauf zu achten, was zuhause 
denn gut läuft. Das heisst, in welchen Situationen sich der 
Jugendliche sicher und geborgen fühlt und worauf seine 
 Eltern mit Wohlgefallen reagieren. Davon sollte der Junge 
dann in einer nächsten Sitzung berichten. Ich habe ihn also 
dazu angehalten, die Ausnahmen herauszusuchen, welche 
nichts mit einem Streit zu tun haben. Im LoA ist es eine 
 beliebte Methode, Hausaufgaben aufzugeben.

Kurze Zeit später erschien der Schüler erneut zu einem 
Beratungsgespräch und erzählte davon, dass es zuhause 
nun viel besser laufe. Er rede mehr mit seinem Vater und 
habe es auch sonst lustiger daheim. Sie unternehmen mehr 
zusammen und er geniesse die Zeit, die er mit seinem Vater 
vor dem Fernseher verbringen darf. Ausserdem arbeite er 
vermehrt zuhause mit, was die Eltern sehr zufrieden mache. 
Laut Bamberger (2015) ist es wichtig, dass ein Klient erkennt 
«was unter welchen Bedingungen funktioniert […], und er 
auch die Kraft (Ressource) spürt, die in ihm steckt» (S. 110), 
dann kann ihm geholfen werden, die Ausnahme zur Regel 
zu machen.

Die beiden Fallbeispiele zeigen auf, dass es unterschiedliche 
Reaktionen auf das Arbeiten mit dem LoA gibt. Im nach-
stehenden Abschnitt wird nun auf die Voraussetzungen ein-
gegangen, welche für eine sinnvolle Anwendung des LoA 
gegeben sein müssen.

Voraussetzungen für ein erfolgreiches 
lösungsorientiertes Vorgehen
Es haben sich hauptsächlich zwei Kriterien herauskristalli-
siert, welche nach mir bei der Anwendung des lösungsori-
entierten Ansatzes erfüllt sein müssen.

Erstens ist die Haltung eines oder einer Jugendlichen in 
die Arbeit miteinzubeziehen. Hierbei fanden in den genann-
ten Fallbeispielen unterschiedliche Reaktionen auf die lö-
sungsorientierte Vorgehensweise statt. Schüler 1 zeigte sich 
nicht begeistert gegenüber der lösungsorientierten Frage-
technik. Insbesondere hatte er Schwierigkeiten damit, sich 
mit seinen Stärken und Schwächen auseinanderzusetzen 
und über seine Gefühle zu sprechen. Ebenso hatte Schüler 1 
Mühe mit zirkulären Fragen. Ihm fällt es schwer sich in an-
dere hineinzuversetzen und ihre Gefühle und Stimmungen 
zu interpretieren. Der Schüler gab zum Abschluss der Inter-
ventionsphase die Rückmeldung, dass er es wohl auch ohne 
diese Beratungsgespräche geschafft hätte, seine Ziele zu er-
reichen. Trotzdem hätten ihm die Gespräche und die posi-
tiven Rückmeldungen geholfen sich zu beruhigen, sich über 
die geschafften kleinen Schritte zu freuen und sein Ziel 
nicht aus den Augen zu verlieren.

Im Gegensatz zu Schüler 1, sprach der 2. Schüler ausser-
ordentlich gut auf lösungsorientierte Fragen an. Er hatte 
gleich versucht, die Vorschläge, die ihm unterbreitet wur-
den, zuhause anzuwenden. Bei Schüler 2 ist es so, dass eine 
Unmenge an Kreativität vorhanden ist, womit er sich ver-
schiedene Szenarien ausmalen kann und sich gerne auf 
 Gedankenexperimente einlässt. Es sollte also der Umstand 
gegeben sein, dass eine Person sich ehrliche Überlegungen 
über sich selbst macht und wirklich etwas an seiner Situa-
tion ändern möchte.

Zweitens ist es wichtig, dass der oder die Jugendliche 
weiss, dass er oder sie sich in einem Beratungssetting befin-
det. Dies hängt auch mit Punkt eins zusammen. Denn bei 
 einer eingeschränkten Selbstwahrnehmung und -einschät-
zung ist jemandem häufig gar nicht klar, dass er oder sie 
sich in einer Beratungssituation befindet. Somit ist die 
 lösungsorientierte Gesprächsführung in einem Schul-Set-
ting dann nicht geeignet, wenn sie dem Schüler verordnet 
wird. Der LoA lässt sich auch dann schwer einsetzen, wenn 
dem Adressaten gar nicht bewusst ist, dass ein Problem vor-
liegt. Für die Anwendung des LoA ist es also vonnöten, dass 
der Klient oder die Klientin freiwillig und von sich aus eine 
Beratungsstelle aufsucht und sich eine Lösung erhofft.

Anfangs wurde zwar die Hypothese aufgestellt, dass es 
wichtig sei, das Problem ausser Acht zu lassen. Damit aber 
einer Lösung auf die Spur gegangen wird, setzt voraus, sich 
des Problems bewusst zu sein. Das heisst, auch ansprechen 
zu können, wofür man überhaupt eine Lösung sucht. Dies 
ist für eine beratende Fachperson nicht immer einfach und 
es braucht viel Erfahrung, ein Gegenüber abzuholen und 
zur Mitarbeit zu bewegen. Bamberger (2015) postuliert 
zwar, dass es wichtig sei «sich hinsichtlich Selbstwert und 
Selbstwirksamkeit positiver einzuschätzen, als dies ‹objek-
tive› Beobachter tun würden» (S. 165), jedoch finde ich es 
fraglich, ob es wirklich realitätstreu ist, einen oder eine Ju-

DER LOA  EINE PROBE AUFS EXEMPEL



22 KSH-Mitteilungsblatt l August 2016

gendliche in der heutigen Gesellschaft «nur» an seinen Res-
sourcen festzumachen. Vor allem dann, wenn der Klient 
oder die Klientin in seiner Wahrnehmung eingeschränkt ist. 

Fazit: Kritische Würdigung des LoA
Grundsätzlich kann gesagt werden, dass eine lösungsorien-
tierte Gesprächsführung bei Jugendlichen Sinn macht. Das 
Ziel der Sozialpädagogin oder des Sozialpädagogen ist es, 
die Kinder und Jugendlichen so zu akzeptieren, wie sie sind 
und sie in ihrer Person zu stärken. Auch in der Sozialen 
 Arbeit besteht stetig das Spannungsfeld zwischen fördern 
und fordern. Es gilt herauszufinden, wo ein Ziel angestrebt 
und ein Problem ausser Acht gelassen wird und wo man um 
die Thematisierung von augenscheinlichen Problemen 
nicht herumkommt. Auch ist es, wie bereits oben erwähnt, 
so, dass es Schwierigkeiten gibt, welche lösungsorientiert 
nicht zu bewältigen sind oder im Zwangskontext bearbeitet 
werden müssen. Einer Schule, welche ebenso für die erfolg-
reiche Sozialisation von Jugendlichen zuständig ist, ist es 
wichtig, den Jugendlichen Selbsteinschätzung und Selbst-
kritik beizubringen, damit sie sich erfolgreich in der Gesell-
schaft behaupten können.

Aus dem Berufskodex der Sozialen Arbeit kann entnommen 
werden, dass «Soziale Arbeit […] einem dreifachen Mandat 
verpflichtet [ist]: (1) dem Doppelmandat von Hilfe und Kont-
rolle seitens der Gesellschaft und der Anstellungsträger, 
(2) dem impliziten oder offen ausgesprochenen Begehren 
seitens der Menschen, die Soziale Arbeit nutzen und (3) sei-
tens der Sozialen Arbeit dem eigenen Professionswissen, 
der Berufsethik und den Prinzipien der Menschenrechte 
und der sozialen Gerechtigkeit. Dieses dritte Mandat steuert 
Professionelle der Sozialen Arbeit durch mögliche Konflikte 
zwischen dem ersten und dem zweiten Mandat» (Avenir 
 Social, 2010, S. 7). Ein Sozialpädagoge oder eine Sozialpäda-
gogin kann also nie einen Erfolg seiner oder ihrer Interven-
tion voraussetzen. In jeder Situation muss auf die speziellen 
Bedürfnisse und Besonderheiten eines oder einer Jugend-
lichen eingegangen werden. Dabei gilt es auch, seine Me-
thoden stetig zu hinterfragen. Es kann nicht immer nach 
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dem gleichen Schema vorgegangen werden, was manch-
mal auch heisst, dass man kreativ sein und etwas ausprobie-
ren muss. Wenn etwas nicht funktioniert, sollte etwas Ande-
res ausprobiert werden. Diese Aussage ist zwar lösungs-
orientiert, heisst aber nicht, dass der LoA immer der pas-
sende Ansatz für die individuelle Situation eines Klienten 
oder einer Klientin ist. Wichtig ist, dass in die Arbeit mit 
 Jugendlichen Engagement hineingegeben wird und dass 
jede Person mit all ihren Besonderheiten ernstgenommen 
wird. 

Der LoA ist sehr hilfreich, wenn es darum geht, das Selbst-
vertrauen eines Klienten oder einer Klientin aufzubauen. 
Schlussendlich kann auch im Schulalltag nicht mehr voll-
bracht werden, als die Jugendlichen auf das selbstständige 
Leben vorzubereiten. Auch wenn die Jugendlichen aufgrund 
ihres Herkunftsmilieus eine ungünstige Ausgangslage mit 
sich bringen, sollen sie die Chance erhalten, sich eine posi-
tive Zukunft aufzubauen. Dafür brauchen sie Selbstwirk-
samkeitserfahrungen, ein gestärktes Selbst und die Erkennt-
nis, dass sie selbstständig Entscheidungen treffen müssen 
und dies auch können.
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Integration – Inklusion – Konfusion? –
ein Ordnungsversuch

Bist du, geschätzte Leseperson1, jüngst nach Österreich ver-
reist? Zum Beispiel zum Wellness- oder Skiurlaub? Falls ja, 
dürfte dir aufgefallen sein, dass unsere Lieblingsausländer 
uns in Sachen Inklusion um Welten voraus sind. Da ist zum 
Beispiel die Brotzeit in die Halbpension inkludiert, oder du 
hast von deinen Gastgebepersonen eine «kostenlose Gäste-
card erhalten», welche neben der Benutzung verschiedener 
Seilbahnen noch «viele weitere Vorteile wie die Nutzung 
von Wanderbussen oder die Teilnahme an Führungen inklu-
dieren» (www. austria.info).  Hast du ein Auto gemietet, so 
waren da «in der Regel viertausend Kilometer inkludiert» 
(www.autorevue.at). Solltest du allerdings unerfreulicher-
weise einen Skiunfall erlitten haben, hast du festgestellt, 
dass der «Notfallplan» in Kärntner Krankenhäusern auch 
«Wartezeiten für Patienten inkludiert» (www.kurier.at).

Während in Österreich alles Mögliche in alles nur Erdenk-
liche inkludiert wird, sorgt hierzulande selbst die Debatte, 
ob man und wenn ja welche Kinder in die Schule inkludie-
ren soll, für rote Köpfe.

Wir möchten in der Folge den Versuch wagen, diese De-
batte zu analysieren, die Begriffe zu klären und den einen 
oder anderen Schluss zu ziehen, der uns in der Meinungs-
bildung vielleicht weiterhilft. Es ist nämlich anzunehmen, 
dass die Frage um Inklusion und Integration in naher Zu-
kunft noch weiter Fahrt aufnehmen wird und wir Schuli-
schen Heilpädagogik-Personen (SHP) als Integrationsfach-
leute Position zu beziehen haben werden.

1. Die Debatte
Unter Bildungsfachleuten ist Auseinandersetzung mit Begrif-
fen wie Integration, Separation, Segregation sowie deren 
spezifischen Vor- und Nachteile und soziologischen Bedeu-

tung natürlich nicht neu. Im Verlauf der jüngeren Entwick-
lung des Bildungswesens, dem Inkrafttreten des BehiG 
(dem Bundesgesetz über die Beseitigung von Benachteili-
gungen von Menschen mit Behinderungen) im Dezember 
2002 oder der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskon-
vention im April 2014 ist die Diskussion aber zunehmend öf-
fentlich geworden. Dies, weil die erwähnten gesetzlichen 
Vorgaben in Form von baulichen Anpassungen im öffentli-
chen Raum, von amtlichen Dokumenten in «leichter Spra-
che», etc. sich im Alltag inzwischen merklich auswirken. 
Auch ein verändertes Auftreten der Anspruchsgruppen ge-
genüber der Schule gehört zu diesen Auswirkungen. Immer 
öfter taucht der Begriff der «Inklusion» in der Debatte auf 
und als ob es sich hierbei um die Quadratur von Integration 
handeln würde, heizt er die Diskussion um Wünsch- und 
Leistbares zusätzlich an.

Die Akteure der Debatte und deren Argumentation las-
sen sich grob in vier Gruppen gliedern.

1.1. Die Bildungsforschenden
Die Meinung an den Ausbildungsinstituten, den Pädagogi-
schen Hochschulen, der Interkantonalen Hochschule für 
Heilpädagogik den pädagogischen Fakultäten ist einhellig 
und auch international konstant. Die Forschung untersucht 
den Sachverhalt intensiv und wartet mit Ergebnissen von 
Studien und Metastudien auf, deren Anzahl in den vergan-
genen vierzig Jahren stark angestiegen ist. Die Sachverhalte 
sind recht deutlich, die empirische Befundlage einiger-
massen klar: Je stärker integriert Kinder beschult werden, 
umso besser für ihre Lernleistung. Das schulische Selbstkon-
zept von integrierten Sonderschülerinnen und Sonderschü-
lern leidet zwar in der Regel während der Schulzeit, als 
junge Erwachsene dagegen ist ihr Selbstkonzept stabiler als 
dasjenige von separativ beschulten Kindern und Jugendli-
chen. Menschen mit integrativen Schulbiographien errei-
chen insgesamt höhere Bildungsabschlüsse, verfügen über 
«deutlich breitere soziale Netzwerke», und «haben weniger 
Wechsel und Abbrüche auf ihrem Bildungsweg zu verzeich-
nen» als separativ beschulte (Eckhart, Haeberlin, Sahli Lozano 
und Blanc, 2011). Einige Hochschulen geben sich über ihre 
forschende Tätigkeit hinaus inzwischen in die Bildungs-
debatte ein und stellen als Expertinnen und Experten ihre 
Erkenntnisse zur Diskussion. Sie postulieren sinn gemäss Zu-
gang zur Bildung für alle, Individualisierung von Unterricht 
und Curriculum, Kompetenzorientierung, Nachteilsausgleich 
sowie Befähigung der Lehrkräfte zum Umgang mit Hetero-
genität.

1.2. Die Betroffenen
Während Forschende den Zugang zur Bildung für alle an-
regen, fordert die Anspruchsgruppe der Betroffenen den 

1 Dieser Terminus sei gewählt, damit du dich – unabhängig von deinem effektiven, 
ehemaligen oder gewünschten Geschlecht, Alter, deiner Rasse, Art oder Gat-
tung – zur Gemeinschaft derer zählen darf, die den folgenden Text rezipieren.
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Zugang zur Bildung für jeden. Als Betroffene treten insbe-
sondere Eltern, bzw. deren Verbände oder auch Behinder-
tenverbände in Erscheinung. Man darf gewiss voraussetzen, 
dass allen Eltern am Glück ihrer Kinder gelegen ist. Dieses 
Anliegen bildet das Herzstück der Elternrolle. Allen Eltern ist 
gemeinsam, dass sie in Zeiten sich verknappender Ressour-
cen für eine möglichst gute Ausgangslage für den Lebens-
weg ihrer Kinder einstehen. Eine gute Ausgangslage sehen 
sie insbesondere da, wo möglichst wenige Hindernisse ihr 
Kind behindern. 

Die Betroffenen sind allerdings gerade aufgrund dieser 
starken Gemeinsamkeit eine heterogene Gruppe. Eine we-
sentliche Spaltung liegt zwischen Eltern von Kindern mit 
besonderen Bedürfnissen und solchen von Kindern ohne 
besondere Bedürfnisse vor.

1.2.1. Die Eltern von Kindern mit besonderen Bedürfnissen
Eltern von Kindern mit besonderen Bedürfnissen sehen Hin-
dernisse insbesondere in schulischen Hürden, welche das 
Kind nicht oder nur mit Mühe bewältigen kann. Sie erken-
nen in den Behinderungen ihrer Kinder ein Hindernis, wel-
che aus den Strukturen der Schule resultiert, einen Nachteil 
für ihr Kind also. Folgerichtig fordern sie einen Ausgleich 
dieses Nachteils. Doch bedeutet der Einsatz für die Integra-
tion eines behinderten Kindes in der Regelschule meist, 
 einen nervenaufreibenden Kampf gegen Vorbehalte und 
leider auch immer noch Vorurteile führen zu müssen. Oft 
brechen Eltern ihre Bemühungen auch aufgrund der Fest-
stellung ab, dass ein Kind zwar der Form nach am Unterricht 
einer Regelklasse teilnimmt, dort aber gleichwohl ausge-
schlossen bleibt – und unglücklich.

1.2.2. Die Eltern von Kindern ohne besondere Bedürfnisse
Auch Kinder, die durch keine Behinderung benachteiligt 
sind, erleben im Schulalltag Hürden. Und auch deren Eltern 
sind an grösstmöglicher Unterstützung bei deren Bewälti-
gung interessiert. Ihnen stellt sich die schwer messbare aber 
entscheidend wichtige «Aufmerksamkeit durch die Lehrper-
son» als eine umso knappere Ressource dar, als ihr Kind sich 
diese mit Kameradinnen und Kameraden mit besonderen 
Bedürfnissen teilen muss. Ihnen erscheint die Unterstüt-
zung der anderen oft als Benachteiligung der eigenen Kin-
der. Diese Vorbehalte treten insbesondere dort auf, wo 

 Inklusion erst in Erwägung gezogen wird und noch keine 
Erfahrungen vorliegen.

1.2.3. Die Elternverbände
Die Elternverbände nehmen in der Debatte um Inklusion und 
Integration eine besondere Position ein. Sie werden von be-
sonders engagierten Eltern (notabene bildungsnaher Fami-
lien) getragen, welche versuchen, sich als Sozialpartner ein-
zubringen, zu vermitteln und mittels Informationskampag-
nen ihrerseits einen Beitrag zur Schulentwicklung zu leisten. 
Ihre Organe, wie z.B. die Zeitschrift Fritz + Fränzi werden 
nicht müde, ermutigende Beispiele gelingender Inklusion 
(siehe Links weiter unten) zu präsentieren.

1.3. Das Feuilleton
Redaktorinnen und Redaktoren von Wochen- oder Sonn-
tagszeitungen ergehen sich gerne in Gesellschaftsanalysen. 
Dies umso mehr, wenn sie irgendwelche Missstände aus-
zumachen glauben, oder die Hoffnung hegen dürfen, das 
latente Ressentiment einer möglichst breiten Leserschaft zu 
bedienen. Naturgemäss ist hierfür das Thema Schule gera-
dezu ideal. Wer hat schon keine latenten Ressentiments der 
eigenen Schulzeit gegenüber, und wann hätte das Monie-
ren über die Zustände der Jugend von heute einmal kein 
Kopfnicken ausgelöst?! So tauchen in Saure-Gurken-Zeiten 
regelmässig Analysen zur Lage der Volksschule auf. Meis-
tens sind sie in düsteren Farben gehalten. Insbesondere die 
Organe rechtsbürgerlicher Provenienz scheinen sich auf 
Schule eingeschossen zu haben. In der Weltwoche (Nr. 5 
vom 4. Februar 2016) denunzieren Philipp Gut et al. über 
volle sieben Seiten hinweg das gesamte Bildungswesen als 
überteuerten, kinderfressenden Moloch, betrieben von pro-
filneurotischen Fachidioten, weltfremden Tagträumern und 
abgehobenen Theoretikern. Selbst in der NZZ am Sonntag 
(Ausgabe vom 20. März 2016) sieht René Donzé in den Be-
mühungen um Integration nurmehr den «Schiffbruch einer 
schönen Idee» und erklärt die UNESCO-Erklärung von Sala-
manca 1994 vollmundig für gescheitert. Jovial übt er den 
Schulterschluss mit der gebeutelten Lehrerschaft und pau-
schalisiert: «Inzwischen aber geht es längst nicht mehr nur 
darum, (…) Behinderte zu integrieren. Statt ‹Integration› 
heisst das heilpädagogische Zauberwort ‹Inklusion›. Das be-
deutet, dass jedes Kind um fast jeden Preis in der Regel-
schule gehalten werden soll – und das in einer Gesellschaft, 
deren Wertvorstellungen immer weiter auseinanderdriften. 
Erziehungsdefizite, Verwahrlosung und Migration führen 
dazu, dass die Zahl der schwierigen und schwachen Schüler 
zunimmt. Das treibt an gewissen Orten Lehrer und Klassen 
an den Rand ihrer Belastbarkeit.» Die wortgewaltigen Feuille-
tonisten haben zwar eine laute Stimme, ihr Interesse gilt 
 jedoch vor allem der Auflagestärke ihrer Zeitung. Auch das 
ist legitim, bloss hilft es nicht, die drängenden Fragen einer 
Lösung zuzuführen.

1.4. Die Lehrpersonen
Die Lehrpersonen stehen im Brennpunkt dieser Debatte. 
Der Umgang mit Heterogenität ist ihr Tagesgeschäft, sie 

Dr. phil. Carmen Zurbriggen ist 
derzeit Doktorassistentin an der 
Universität Freiburg/Fribourg im 
Departement für Sonderpädago-
gik und hatte während dem ver-
gangenen Wintersemester eine 
Vertretungsprofessur für Inklusive 
Didaktik und Schulentwicklung 
an der Universität Bielefeld (D) 
inne. Bevor sie 2009 als Wissen-
schaftliche Mitarbeiterin in Lehre 
und Forschung an der Hochschule 
für Heilpädagogik, Zürich (HfH) 
tätig war, arbeitete die gebürtige Walliserin in unserem Kan-
ton, in Wattwil, als Primarlehrerin und Heilpädagogin.
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 haben Inklusion und Integration zu leisten, und sehen sich 
mit allen möglichen und unmöglichen Ansprüchen kon-
frontiert. Mit ihrem gesellschaftlichen Status steht es seit 
geraumer Zeit nicht  zum Besten, reich werden können sie 
mit ihrer Arbeit nicht, und fast mehr noch als mit Unterrich-
ten sind sie damit beschäftigt, ihren Unterricht zu rechtfer-
tigen. Gegenüber der Forschung sind sie im Erklärungs-
notstand, warum sie ihren Job nicht besser machen, gegen-
über Eltern ebenfalls und der öffentlichen Meinung können 
sie es sowieso kaum recht machen.

Es ist deshalb kein Wunder, dass sich die Lehrerverbände 
landauf landab gegen jeden neuen Anspruch wehren und 
Lehrkräfte im Einzelfall versuchen, der Überforderung durch 
Abgrenzung zu entgehen. Bloss steht dies eben auch im 
 Widerspruch zur Absichtserklärung, mit der die meisten Kol-
leginnen und Kollegen ursprünglich ihre Aufgabe angetre-
ten haben, nämlich für die ihnen anvertrauten Kinder da zu 
sein, ihnen ein verlässliches Gegenüber und ein Fels in der 
Brandung zu sein. 

Das Dilemma der Lehrperson ist also nicht nur ein gesell-
schaftliches, sondern immer auch ein sehr persönliches.

2. Begriffsklärung
Wenn du – geschätzte Leseperson – bis hierher durchgehal-
ten hast, so dürfte dir aufgefallen sein, dass auch nach gut 
und gern zehntausend Zeichen die Begriffe «Integration» 
und «Inklusion» nach wie vor schwammig bleiben. Zwar re-
den alle davon, doch liegen je nach Quelle ziemlich unter-
schiedliche Vorstellungen darüber vor, was damit gemeint 
ist. 

Wenn dieses Essay den Anspruch hat, deiner Meinungs-
bildung nützlich zu sein, so wäre spätestens an dieser Stelle 
eine Begriffsklärung angezeigt. Im Folgenden berufen wir 
uns auf ein Inputreferat von Carmen Zurbriggen (siehe Kas-
ten) zuhanden des LCH, um Einsichten in die sprachliche 
Herkunft der Begriffe zu gewinnen. 

2.1. Etymologie
Als Kind der Philosophie hat die europäische Pädagogik 
auch ihre Muttersprache entweder auf dem Festland der 
kontinentalen oder im Inselreich der angelsächsischen Philo-
sophie gelernt. Und wenn auch die Begriffe «Inklusion» bzw. 
«Integration» in beiden Idiomen vorkommen, so beinhalten 
sie nicht überall dasselbe. Während einige Pädagogen eher 
der lateinischen Lesart folgen und folglich «inclusio»  als 
«Einschliessung und Einkerkerung» bzw. «integratio» als 
«Wiederherstellung und Erneuerung» verstehen, so definie-
ren andere in englischer Lesart «inclusion» eher als «Auf-
nahme und Einbeziehung», «integration» aber  als  «Einglie-
derung und Vervollständigung». Mittlerweile haben sich die 
pädagogischen Strömungen vermischt und die pädagogi-
schen Begrifflichkeiten verwischt. Während «inclusion» den 
einen soviel bedeutet, wie den anderen Integration, spre-
chen diese bei dem, was jenen als «Inklusion» vorschwebt, 
von «full inclusion».

2.2. Qualitätsstufen von Inklusion
Sander 2004; Wocken 2009; im Überblick bei Grosche (2015)  
verstehen unter Inklusion und Integration zwei unterschied-
liche Grade der Beteiligung behinderter Menschen am

 gesellschaftlichen Leben. Beide repräsentieren bloss einen 
Teil einer viel grösseren Bandbreite, wie die Gesellschaft mit 
Menschen mit besonderen Bedürfnissen umgeht. Diese 
reicht von «Extinktion» aller Rechte (sogar dem Recht auf 
Leben), wie sie im Dritten Reich praktiziert wurde bis zur 
(full) «Inklusion», die überhaupt keine ausgrenzende Diag-
nostik mehr kennt, dafür den Anspruch, eine Gesellschaft 
für alle und jeden zu sein. In diesem Sinne stellt Inklusion 
eine Marschrichtung dar, eine Vision, eine Absicht, ein Ziel – 
und damit gewissermassen auch eine Utopie.

2.3. Aus soziologischer Perspektive 
Eine etwas andere Sicht auf die Thematik hat die Soziologie 
zu bieten. Anstatt die Begriffe qualitativ in eine Hierarchie 
des Anspruchs zu stellen, untersucht sie diese hinsichtlich

ihrer Bedeutung für gesellschaftliche und individuelle Sys-
teme. Autoren wie Esser (2000), Kastl (2013) oder Stichweh 
(2013) unterscheiden «Inklusion» als Grad des Zugangs 
 eines Individuums zu einem sozialen System (wie u.a. der 
Schule) und «Integration» als den Grad des tatsächlichen 
Einbezugs dieses Individuums in sein soziales System, das 
Ausmass und die Qualität seiner Einbindung also.

Aus soziologischer Perspektive ergibt sich daher kein Ent-
weder-Oder, keine hierarchische Ordnung zwischen den 
 Begriffen. Sie impliziert hingegen, dass ein Kind qua Inklu-

INTEGRATION  INKLUSION  KONFUSION?
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sion zwar Zugang zur Regelschule haben kann, darin aber 
Ausgrenzung erlebt, oder dass es zwar von der Regelschule 
ausgeschlossen und in einer Sonderschule beschult  wird, 
dort aber ein hohes Mass an sozialer Einbindung geniesst. 
Inklusion garantiert also nicht automatisch die tatsächliche 
qualitative Integration eines Kindes und Integration kann 
durchaus auch in separativen  Schulformen gelingen.

3. Schlüsse
Wenn nun Donzé schreibt, dass mit dem gegenwärtigen 
Grad der Integration von Menschen mit besonderen Be-
dürfnissen das Ende der Fahnenstange noch nicht erreicht 
sei und der Zugang zu Bildung noch verbessert werden 
kann, hat er also durchaus Recht. Allerdings ist die Idee 
nicht neu und leider auch kein «Zauberwort». 2004 hat die 
Schweiz als eines von 92 Ländern zehn Jahre nach ihrer For-
mulierung die UNESCO-Erklärung von Salamanca ratifiziert 
und damit bekräftigt, sich auf dem Weg hin zu einem inklu-
siven Bildungswesen für alle machen zu wollen. Dass dieses 
Ziel schnell und einfach zu erreichen sein würde, hat nie-
mand erklärt. Gute zehn Jahre nach dem Aufbruch bereits 
schon von Schiffbruch zu sprechen, ist daher auf jeden Fall 
verfrüht. Ausserdem ist das Anliegen zu wichtig, um es  
als missglücktes Experiment oder übersteigerten Anspruch 
leichthin abzutun. Es ist quasi «too big to fail», denn es tan-
giert das originäre Freiheits- und Menschenrecht, das Recht, 
nach dem Glück zu streben nämlich. In diesem Fall dem 
Streben nach dem Glück, Teil der Gemeinschaft der Men-
schen sein zu dürfen.

Die Bemühungen einer zeitgenössichen Schulpolitik ha-
ben sich an diesem Massstab zu messen. Integration stellt 
also den eigentlichen Wert dar und Inklusion die Bedingung 
dafür. 

In unserem Alltag als Fachleute für Integration von Men-
schen mit besonderen Bedürfnissen haben wir es vielmehr 
als mit den grossen Abrissen der Bildungspolitik mit Fragen 
im Einzelfall zu tun. In unserem Alltag ist es kaum je unsere 
Aufgabe, für Inklusion in Form der Durchsetzung des juris-
tischen Rechts auf Teilnahme zu sorgen. Vielmehr hat die 
 Integration unserer Kinder und Jugendlichen als Einbin-
dung als Persönlichkeit und wertvoller Mitmensch in ihrem 
Lebensumfeld unsere Sorge zu sein. Als Rahmen definiert 
der Grad von Inklusion zwar dieses Lebensumfeld formal 
und hinsichtlich von Möglichkeiten. Unser Kerngeschäft ist 
aber die Integration, das heisst die effektive, für das Indivi-

duum relevante Qualität seines Lernumfeldes. Das heisst 
nichts anderes, als dass wir in all den verschiedenen Set-
tings, in denen wir arbeiten, mit der ganzen Palette von be-
sonderen Bedürfnissen, mit denen wir es zu tun haben, alle 
unsere Kompetenzen nutzen, Bildung und Gemeinschaft für 
erstens alle und zweitens jeden möglich zu machen.

Falls du, geschätzte Leseperson, bald wieder einmal bei un-
seren östlichen Nachbarn die Seele beim Wellness baumeln 
lässt, so wünschen wir dir, dass du dich neben dem Genuss 
all der inkludierten Goodies auch ganz und gar als willkom-
mene Teilhaberin der «Gutheit» (was Wellness in deutscher 
Lesart ja irgendwie heisst) fühlen darfst. Und das wirst du 
gewiss, wenn du nach gut getaner Arbeit guten Gewissens 
sagen kannst: In meiner Schule sind nicht nur Kinder, son-
dern auch ihr Wohl selbstverständlich inkludiert.

Stephan Herzer
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Die KSH stellt sich vor –
eine «extended version»
Im Verbands-Bulletin des KLV vom Juni stand die KSH im Fokus. Wir waren an der Reihe, unseren Verband kurz vorzustel-
len. Da der Platz einigermassen beschränkt, die Geschichte der KSH bewegt und deren Arbeit vielfältig ist, nehmen wir den 
Auftritt zum Anlass, in unserem eigenen Organ eine etwas detailliertere Version jenes Beitrages zu veröffentlichen. Die 
kurze Nabelschau soll der jüngeren Leserschaft einen kleinen Einblick in die Aufgabenpalette und die jüngere Geschichte 
der Heilpädagogik in unserem Kanton vermitteln und bei der älteren vielleicht die eine oder andere Erinnerung evozieren 
– und allen miteinander auch ein wenig Stolz auf einen ziemlich gut aufgestellten Berufsverband.

Geschichte und Auftrag
Wer auf Spurensuche geht, der kann die Geschichte der KSH 
einer lückenlosen Reihe von Mitteilungsblättern nach bis 
zurück in die frühen Siebzigerjahre des letzten Jahrhunderts 
verfolgen. Damals hiess sie noch KHK. Hinter dem Kürzel 
verbirgt sich die «Kantonale Hilfsschullehrerkonferenz St. Gal-
len». Am 5. Januar 1972 fand deren Gründung statt und aus 
ihren Statuten sei hervorgehoben, «dass die optimale Schu-
lung, Erziehung und Eingliederung des lernbehinderten 
Kindes in die menschliche Gesellschaft im Zentrum unserer 
Bemühungen steht». Was damals «Eingliederung» genannt 
wurde, heisst heute «Inklusion», doch im Grundsatz hat sich 
an unserem Auftrag nichts geändert. Eine Gesellschaft für 
alle zu ermöglichen, ist nach wie vor das Gebot der Stunde. 
War in den 70er-Jahren die Mehrzahl unserer Mitglieder als 
Kleinklassen- bzw. Sonderschullehrkräfte unter dem poli-
tisch mittlerweile nicht mehr korrekten Begriff «Hilfsschul-
lehrer» angestellt, machen heute die ISF-SHP die Mehrheit 
aus. 

Die ehemals seminaristische Ausbildung beinhaltete 
noch Schwerpunkte in Psychologie, Medizin und Kinder-
psychiatrie, war also dem Namen «Heil»-Pädagogik noch im 
wörtlicheren Sinne verpflichtet. Heute ist daraus ein Master-

Studium in «education for children with special needs» an 
der interkantonalen Hochschule für Heilpädagogik (HfH) 
geworden. Die moderne Gesetzgebung (BehiG), der Rück-
zug der IV aus der Sonderschulung, der demographische 
und gesellschaftliche Wandel, die Erkenntnisse der Erzie-
hungs- und allen voran die der Neurowissenschaften haben 
die Aufgabenpalette der Schulischen Heilpädagogik über 
die Jahre zunehmend spezifiziert, d.h. vielfältiger gemacht. 
Die Absolventinnen und Absolventen der HfH arbeiten 
heute als ISF-SHP, als Kleinklassenlehrpersonen, als Sonder-
schullehrerinnen und -Lehrer in Kindergarten, Primar- oder 
Oberstufe oder als Fachpersonen im Frühförderungsbereich. 
Sie betreuen Schülerinnen und Schüler mit besonderen  Be-
dürfnissen, d.h. mit Behinderungen, psychosozialen, neuro-
logischen oder stoffwechselbedingten Störungen, mit Lern-
einschränkungen oder Hoch- bzw. Inselbegabungen, aus 
dem Autismusspektrum oder mit Down-, Angelman- oder 
Borderlinesyndrom. Sie coachen Klassen- und Fachlehrper-
sonen oder führen Klassenassistenzen. Einige leiten Sonder-
schulen für Menschen mit einer geistigen Behinderung, mit 
Verhaltensauffälligkeiten oder psychischen Beeinträchtigun-
gen, mit sprachlichen Beeinträchtigungen und/oder einer 
Hör- oder Sehbehinderung. Einige Berufskol leginnen und 

Vorne v.l.n.r.: Simone Zoller-Kobelt 
(Homepage), Madlen Ingber-Guler 
(Vizepräsidium, Aktuarin), Thomas 

Osterwalder (KLV Vorstand), 
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nahmen).
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bestand der Vorstand stets aus 
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DIE KSH STELLT SICH VOR

-Kollegen bilden Sozialpädagoginnen und -Pädagogen aus, 
wirken als Fallführende und koordinieren die Förderplanung 
in Regelschulen. Heilpädagogen und Heilpädagoginnen 
werden eingesetzt als Lehrpersonen für Fremdsprachige, 
Flüchtende, … Die Vielfalt der Aufgaben einer SHP bildet 
die Heterogenität der Gesellschaft ab, die vor allem im Be-
reich des «Besonderen», d.h., an den Rändern der sogenann-
ten Normalität sichtbar wird.

Zwei Namenswechsel, in den Achtzigern zunächst in «Kan-
tonale Sonderklassenlehrer Konferenz (KSK)» und schliess-
lich in «Konferenz der Schulischen Heilpädagoginnen und 
Heilpädagogen (KSH)» zeigen die Bemühungen unseres 
Verbands, dieser wachenden Vielfalt Rechnung zu tragen.  
Vor allem hat die KSH den Anspruch, ein Sprachrohr für die 
Schülerinnen und Schüler mit besonderen Bedürfnissen zu 
sein. Das kann sie nur, wenn sie sich für die Rahmenbedin-
gungen der Sonderpädagogik einsetzt, sich für die Anliegen 
der Benachteiligten stark macht und dort klärend vermittelt, 
wo das Besondere zur Norm in Spannung gerät. In der gan-
zen Zeit seines Bestehens hat sich unser Berufsverband 
 dafür stark gemacht, der Vielfalt der Herausforderungen mit 
einer Vielfalt an Möglichkeiten begegnen zu können. Wir 
kennen, befürworten und leben Heterogenität.

Der Vorstand
Die KSH vertritt gegenwärtig über fünfhundert Schulische 
Heilpädagoginnen und Heilpädagogen. Als Partnerverband 
des KLV und Sozialpartner des Erziehungsdepartements 
vertritt sein Vorstand die Anliegen der zeitgenössischen 
Sonder- und Heilpädagogik vis-à-vis den Stufenverbänden, 
den Schulleitungen und der Bildungspolitik. Der Vorstand 
stellt Mitglieder für die Pädagogischen Kommissionen des 
Erziehungsrates, für die Arbeitsgruppen der Lehrerweiter-
bildung oder für Lehrmittelfragen. Seine Mitglieder enga-
gieren sich im Vorstand des KLV oder als dessen Delegierte, 
arbeiten in Kommissionen des LCH, in stufen- und auf-
gabenübergreifenden Netzwerken des Bildungsdeparte-
mentes oder Fachgruppen zur Lehrplaneinführung mit. Der 
Vorstand setzt sich gegenwärtig aus acht Exponentinnen 
und Exponenten aus dem heterogenen Feld der Schuli-
schen Heilpädagogik zusammen. Wir bearbeiten Vernehm-
lassungen des Erziehungsrates, sind Diskussionspartner der 
Ausbildungsinstitutionen, wirken politisch, standespolitisch 
und fachlich auf das Geschehen in der Volksschule unseres 

Kantons ein. Wir geben ein Mitteilungsblatt heraus, welches 
auch über die Kreise der Mitglieder unseres Verbandes hin-
aus gelesen wird, wir werfen Fragen auf, üben Kritik und 
 setzen uns konstruktiv für die vielfältigen Belange derjeni-
gen ein, deren besondere Bedürfnisse auch besondere Rah-
menbedingungen erfordern.

Aktuell
Langweilig wird diese Arbeit nie. Die Heil- und Sonderpäda-
gogik ist wie die Schule insgesamt stark im Wandel. Neben 
den allgemeinen Herausforderungen wie dem Übergang 
zum neuen Lehrplan beschäftigt uns gegenwärtig insbe-
sondere der neue Berufsauftrag. Dieser hat einer internen 
Umfrage zufolge zu klaren Verschlechterungen der Arbeits-
bedingungen für Schulische Heilpädagoginnen und Heilpä-
dagogen geführt. Die Umsetzung des neuen Sonderpäda-
gogik-Konzepts, die Implementierung von Klassenassisten-
zen, die Finanzierung von Sonderschulen beschäftigen uns 
aktuell stark. Ebenfalls ist es unsere Aufgabe, Wege aufzuzei-
gen, wie dem eklatanten Mangel an SHP in unserem Kanton 
entgegengewirkt werden kann. An 25 % der SHP-Stellen 
 arbeitet gegenwärtig Personal ohne adäquate Ausbildung, 
ein Prozentsatz, so hoch wie in keiner anderen Stufe oder 
Berufsgruppe im Bildungswesen. Mittelfristig werden wir 
uns zu Themen wie Inklusion, Integration und Nachteils-
ausgleich zu vernehmen lassen haben.

Auch unser Verband ist nur so stark wie seine Mitglieder-
zahl. Im schweizweiten Vergleich ist die KSH vergleichsweise 
sehr gut aufgestellt. Wir tun alles, dass dies so bleibt.

 Für den Vorstand: Stephan Herzer

KONTAKT
Vertiefte Informationen zu den Geschäften der KSH 
 erhalten Interessierte auf unserer Homepage www.
kshsgai.ch. Dort ist ausserdem unser Mitteilungsblatt 
auch für Nichtmitglieder in elektronischer Form für 
den Download verfügbar. Für Anliegen, Fragen oder 
Rückmeldungen sind dort auch die Mailadressen des 
Vorstands zu finden. Wir freuen uns über jede Kontakt-
aufnahme und natürlich über jedes neue Mitglied.
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Eine Art Nachruf auf René Steiner

Danke für alles – und gute Reise
Ein Nachruf ist etwas, was man jemandem hintennach 
schickt. Etwas, was noch gesagt werden sollte, aber eigent-
lich zu spät kommt. Der, den es eigentlich anginge, hört es 
ziemlich sicher nicht mehr, und das ist dann schade. Man 
ruft bloss jemandem etwas nach, der bereits weiter gegan-
gen ist. René Steiner ist so einer. Er war einer von uns, aber 
unter uns ist er leider nicht mehr. 

Er ist im vergangenen Februar verstorben. Weshalb wir 
ihm diesen Artikel widmen, liegt einerseits am Umstand, 
dass wer die Gegenwart verstehen möchte, in die Ge-
schichte blicken muss und zweitens daran, dass René Stei-
ner massgeblich an der Geschichte der Heilpädagogik unse-
res Kantons mitgeschrieben hat.

René war schon Heilpädagoge, als der Beruf noch «Hilfs-
schullehrer» hiess und sass schon im Vorstand unseres Ver-
bands, als dieser noch KSK (Kantonale Sonderklassenlehrer-
Konferenz) hiess. Ich als Verfasser habe ihn nie kennenge-
lernt, als Hüter des Archivs von Mitteilungsblättern aber ist 
mir sein Name nicht unbekannt. Bereits Anfangs der Neun-
ziger weisen ihn die Vorstandsverzeichnisse als Aktuar aus.

Ausserdem habe ich ihm eine Menge zu verdanken. 

Andere kannten ihn persönlich und haben KSH-Geschichte 
zusammen mit ihm erlebt, mit ihm zusammen geschrieben 
sogar.

Wenn Daniel Baumgartner an seinen Weggefährten zu-
rückdenkt, denkt er lange nach, bevor er etwas sagt. Die 
Zeit braucht er, um in einem dicken, übervollen Bundesord-
ner vor und zurückzublättern. Zwei seien es ursprünglich 
gewesen, voller Dokumente, Zeitungsartikel, Rechtsgutach-
ten, Protokolle und Korrespondenzen von damals. Damals, 
das ist die Zeit zwischen 1998 und 2003, als René und  Daniel 
sich das Präsidium der KSH teilten. Bewegte Jahre. Natürlich, 
wer den Vorstand eines Konvents von innen kennt, ist an 
den Anblick voller Ordner gewöhnt, die Geschäfte sind 
grundsätzlich papierintensiv – dieser Ordner aber ist etwas 
besonderes. Er dokumentiert den Kampf der Schulischen 
Heilpädagoginnen und Heilpädagogen um die lohnmäs-
sige Gleichstellung mit den Oberstufenlehrkräften. Unseren 
heutigen Zahltag kriegten wir nämlich nicht geschenkt, er 
musste hart erkämpft werden. Unter der Leitung von René 
und Daniel hat der damalige Vorstand buchstäblich alle Re-
gister gezogen, keine Anstrengung gescheut, um den Kan-
tonsrat dazu zu bringen, einen ersten Entscheid aus dem 
Jahre 1998, welcher die SHP aus Spargründen benachtei-
ligte, zu revidieren. Fünf Jahre dauerte der Kampf um Ge-
rechtigkeit und beschäftigte neben dem Kantonsrat und 
dem KSH-Vorstand auch die Gerichte und die Presse. Die 
Vorstandsmitglieder haben viele, viele Tage damit ver-
bracht, in ihrer Freizeit alle Kantonsräte einzeln persönlich 
zu besuchen um ihnen ihr Argumentarium darzulegen. 
Dossiers und Gutachten wurden erstellt, welche die Gleich-
wertigkeit der Ausbildungen von Oberstufenlehrkräften 
und SHP nachwiesen.

Der Rheintaler vom 19. 02. 1998 (Bild Hansruedi Wieser)

Es musste geweibelt werden, geschrieben und gelesen, 
 geklagt, telefoniert, gesessen, abgesprochen, konzertiert, 
geplant, … auch der KLV und die Partnerverbände mussten 
ins Boot geholt werden und namentlich war grosse Unter-
stützung vom BSGL (dem Verband der St. Galler Logopädin-
nen und Logopäden) unter dem Präsidium von Heidi Han-
selmann notwendig, damit gelingen konnte, was heute 
 allen selbstverständlich scheint: Gleicher Lohn für gleich-
wertige Ausbildung.

Tagblatt vom 26. 09. 2002

Aber auch in den hektischsten Zeiten, erzählt Daniel, sei in 
ihrer Zusammenarbeit nie ein Unwort gefallen. Und dies, 
obwohl René durchaus für seine klaren Ansagen und seine 
Deutlichkeit bekannt war – als fadengrader Rheintaler eben.

Seine 41-jährige Karriere im Schuldienst hatte René als 
 Unterstufenlehrer begonnen. Später bildete er sich zuerst 
zum Heilpädagogen, dann zum Reallehrer weiter. Bei sei-
nem Kampf um die Gleichstellung der SHP beim Lohn ging 
es ihm also nicht um den persönlichen Säckel; als Real- und 
Kleinklassenlehrer der Oberstufe kam er ja bereits in den 
Genuss des Reallehrerlohns. Seine Motivation zog er aus sei-
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nem Sinn für Gerechtigkeit und seinem bedingungslosen 
Einsatz für eine faire Anerkennung des gesamten Berufs-
standes.

Man darf heute sicher sagen, dass jene wichtige Zeit des 
Doppelpräsidiums in eine entscheidende Phase des Para-
digmenwechsels fällt, der im Verständnis unserer Profession 
vonstatten ging und noch immer geht. Aus dem ehemali-
gen «Hilfsschullehrer» des letzten Jahrhunderts ist in  einem 
langen Prozess die zeitgenössische SHP geworden. Die 
 seminaristische Ausbildung wurde zum Masterstudium an 
einer Hochschule und der berufliche Auftrag wurde um 
 Integration, kollegiale Beratung, Förderdiagnostik, Neuro-
wissenschaften, Teamteaching, Fallführung und vieles mehr 
ergänzt. Den Allrounder gibt es immer seltener, die meisten 
Berufskolleginnen und -kollegen haben sich spezialisiert. 
Die Arbeit ist vielfältiger und in mancher Hinsicht anspruchs-
voller geworden.

Während für Daniel dieser Kampf die Initialzündung war, 
selbst aktiv in die Politik einzusteigen und direkt dort Ein-

fluss zu nehmen, wo die Weichen gestellt werden, stellte für 
René der Erfolg am Ende dieses Exploits die Krönung seiner 
Verbandstätigkeit dar. Er verliess nach vielen Jahren im Vor-
stand die Bühne der gewerkschaftlichen Arbeit, um sich die 
letzten Jahre bis zur Pensionierung noch ganz der Lehrtätig-
keit zu widmen. Anlässlich seiner Pensionierung schreibt 
das St. Galler Tagblatt im Juli 2010, mit René Steiner werde 
«ein Urgestein» verabschiedet.

In der Folge ist es ruhiger geworden um René Steiner. Insbe-
sondere von seiner Krankheit wussten nur seine engen 
 Angehörigen. Im vergangenen Februar ist er nun ganz 
 verstummt. René Steiner ist keine sechs Jahre nach seiner 
Pensionierung gestorben. Betroffen mussten wir davon 
Kenntnis nehmen und möchten auf diesem Weg seiner 
 Familie noch einmal unsere Anteilnahme ausdrücken sowie 
die Wertschätzung, welche wir Heilpädagogen ihm schul-
den. René selbst rufen wir noch ein «Danke für alles!» nach –  
und: «Gute Reise!».
 Stephan Herzer

Veranstaltungshinweis
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Ablehnung der Initiative
«Ja zum Ausstieg aus dem HarmoS-Konkordat»
Die Einheitsinitiative «Ja zum Ausstieg aus dem HarmoS-Konkordat» kommt am 25. September 2016 
zur Abstimmung.

An der Delegiertenversammlung des KLV wurde mit 100 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen entschieden,  
die  Initiative zum Ausstieg aus dem HarmoS-Konkordat abzulehnen.

Die KSH schliesst sich der Meinung des KLV an und lehnt die Initiative ab.

Folgende Gründe führt der KLV auf, warum er nach wie vor hinter dem HarmoS-Konkordat steht:

•  «Dieses Konkordat, das drei Viertel der Schweizer Bevölkerung repräsentiert, hat im Kanton St. Gallen mit 
seinen Kernpunkten bei den direkt Beteiligten eine hohe Akzeptanz, da der Beitritt für unseren Kanton 
kaum Veränderungen zur Folge hatte. Der Austritt des Kantons St. Gallen aus dem HarmoS-Konkordat wäre 
ein weiteres Zeichen, dass die Kantone selbständig nicht in der Lage sind, den Bildungsartikel gemäss dem 
Verfassungsauftrag zu erfüllen. Die Wahrscheinlichkeit, dass der Bund die Sache in die Hand nimmt und 
damit die Kantonsautonomie eingeschränkt würde, ist gross.

•  Es verlangt, dass zwei Fremdsprachen in der Primarschule gelernt werden. Das Sprachenkonzept des 
Kantons St. Gallen, das vor dem Beitritt zum HarmoS-Konkordat eingeführt wurde, erfüllt diese Forderung. 
Dass Schülerinnen und Schüler auf der Primarstufe zwei Fremdsprachen erlernen können, erachten wir als 
Chance. Gemäss unserer Umfrage bei den Lehrpersonen besteht jedoch Handlungsbedarf bei den Rahmen-
bedingungen. Mit dem neuen Personalpool kann die Forderung nach mehr Differenzierungslektionen in 
den Fremdsprachen erfüllt werden.

•  Auch der Lehrplan 21 ist ein Projekt, das aufgrund des HarmoS-Konkordats lanciert wurde. Im Kanton 
St. Gallen kann der neue Lehrplan Volksschule mit geringfügigen kantonalen Anpassungen umgesetzt 
werden. Die Lehrpersonen sind positiv eingestellt.

•  Der angestrebte Ausstieg aus dem HarmoS-Konkordat bringt keine Verbesserungen für die Volksschule. Die 
von den Initianten kritisierten Punkte wie das Sprachenkonzept, der Lehrplan 21 und das Schuleintrittsalter 
können mit der Initiative nicht neu geregelt werden, weil sie im St. Galler Volksschulgesetz verankert sind.»

Es geht bei dieser Abstimmung um die Fortsetzung der bewährten föderalistischen Bildungspolitik. Dass sich 
der Bund mehr in die Bildungspolitik einmischen könnte, ist eine Gefahr bei Annahme der Initiative. Daneben 
ist offen, welche Initiativen als nächstes eingereicht würden. Tür und Tor stehen dann offen.

Um dies zu verhindern werden der KLV und alle Konvente aktiv.

Am Samstag, 27. August sind Mitglieder der Konvente und Sektionen in verschiedenen Orten des 
Kantons mit Standaktionen auf der Strasse präsent, um als betroffene Lehrpersonen die Bevölkerung 
aufzuklären und zu überzeugen.

Schön wäre es, wenn die Vorstände der Konvente auf die Unterstützung vieler Mitglieder zählen könnten.

Wenn du dieses Anliegen unterstützen möchtest, dann melde dich bei einem Vorstandsmitglied oder bei deiner 
KLV-Sektion.

Diese Abstimmung könnte für die Bildungspolitik weitreichende Konsequenzen haben. Darum lohnt sich der 
Einsatz. 

Thomas Osterwalder 
(Vorstand KSH und Vertreter der KSH im Kantonalvorstand des KLV)

Veranstaltungshinweis
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